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Zusammenfassung 

Das Working Paper stellt zentrale Veränderungen in der kommunalen Integrationsarbeit in den Part-

nerstädten des Projekts StadtumMig Schwerin, Halle und Cottbus dar, die sich im Zusammenhang mit 

der Einwanderung syrischer Bürgerkriegsgeflüchteter seit 2014/15 vollzogen haben. Der Fokus liegt 

auf einigen ausgewählten Aspekten der Integrationsarbeit innerhalb der städtischen Verwaltungen, 

die im Rahmen des Projekts zwischen 2019 und 2022 untersucht worden sind und die Tragweite der 

Veränderungen veranschaulichen. Die Analysen basieren auf der Auswertung von Expert*innenge-

sprächen mit Mitarbeitenden der städtischen Verwaltungen, sozialer Träger sowie mit Aktiven zivil-

gesellschaftlicher Initiativen, darunter auch migrantischen Organisationen, in den Quartieren. Zudem 

wurden städtische Handlungskonzepte und Dokumente ausgewertet. 

Erkner, 2023 

 

Anmerkung der Verfasser*innen: Das Projekt StadtumMig I wurde vom Bundesministerium für Bil-

dung und Forschung (BMBF) von 05/2019-09/2022 unter dem Kennzeichen 01UR1802A-E gefördert 

und vom Projektträger Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) betreut 
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Vorwort 

Die Fluchtmigration 2014/15, die in der Migrationsforschung auch als „der lange Sommer der Migra-

tion“ (Hess et al. 2017) bezeichnet wird, brachte für viele Städte große Veränderungen und Heraus-

forderungen mit sich. Täglich kamen viele vor dem Bürgerkrieg aus Syrien Geflüchtete an. Eine Situ-

ation, auf die die Städte nicht vorbereitet waren. In kürzester Zeit musste die Aufnahme und Versor-

gung mit Wohnraum, Informationen, finanzieller Unterstützung und weiteren Hilfsangeboten orga-

nisiert werden. Probable Lösungen mussten schnell gefunden, vorhandene Strukturen und Angebote 

ausgebaut bzw. neue etabliert werden. 

Vor diesem Hintergrund hat sich das Projekt „Vom Stadtumbauschwerpunkt zum Einwanderungs-

quartier? Neue Perspektiven für periphere Großwohnsiedlungen“ (StadtumMig) am Beispiel der drei 

ostdeutschen Projektpartnerstädte Schwerin, Halle (Saale) und Cottbus damit beschäftigt, wie die 

Einwanderung die Quartiere und Städte veränderte.  

Welche neuen Wohn-, Infrastruktur- und Freiraumbedarfe sich durch die internationale Einwande-

rung in den Quartieren ergeben, darauf wird im Working Paper 2 des Leibniz-Instituts für ökologi-

schen Raumforschung (IÖR) eingegangen. Das Working Papers 3 des Berliner Instituts für empirische 

Integrations- und Migrationsforschung (BIM) der Humboldt-Universität zu Berlin stellt dar, welche 

Bleibeperspektiven sich für die Eingewanderten in den Quartieren bieten und wie die Integration der 

Eingewanderten im Sinne von Teilhabemöglichkeiten und sozialen Kontakten auf Quartiersebene 

erleichtert werden kann bzw. welche Hemmnisse dem entgegenstehen. Während das Working Pa-

per 4 des Leibniz-Instituts für Raumbezogene Sozialforschung (IRS) im ersten Teil die sozio-demo-

graphischen Entwicklungen in den Einwanderungsquartieren beleuchtet, widmet sich der vorlie-

gende zweite Teil den in den Kommunen entwickelten politischen und strategischen Lösungen im 

Umgang mit der internationalen Einwanderung und den Formen der Kooperation und Koordination 

der kommunalen Integrationsarbeit. 

Ein besonderer Dank gilt den Mitarbeitenden der Verwaltungen in den drei Partnerkommunen des 

Projekts und den professionell sowie ehrenamtlich Aktiven in den Quartieren für ihre Zeit und ihr En-

gagement im Projekt. Der regelmäßige Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis bildete einen 

zentralen Aspekt der Projektarbeit. In den Kommunen wurden Begleitkreise gebildet, die aus Vertre-

terinnen und Vertretern1 verschiedener Verwaltungsbereiche, Wohnungsunternehmen und Aktiven 

in den Quartieren bestanden. Des Weiteren fanden gemeinsame themenspezifische Workshops 

statt, für deren Organisation wir den Projektpartnerinnen der Brandenburgischen Beratungsgesell-

schaft für Stadterneuerung und Modernisierung mbH (B.B.S.M.) danken möchten. Beide Kommuni-

kationsinstrumente dienten der Diskussion der aktuellen Situation und Problemlagen in den Quartie-

ren sowie der ersten Forschungsergebnisse. Daher ist die Auswahl der Themen und Ergebnisse im 

                                                                    

1 Im Working Paper wird auch auf die sprachliche Inklusion aller Geschlechter Wert gelegt, dafür wird grundsätzlich die ge-

samte Bandbreite der verschiedenen sprachlichen Möglichkeiten genutzt, gelegentlich jedoch auch auf die binäre Bezeich-

nungsform zurückgegriffen. Im Falle von theoretischen Begrifflichkeiten zur Bezeichnung abstrakter Personengruppen oder 

Institutionen wird das generische Maskulinum genutzt. 
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vorliegenden Working Paper als ein Produkt dieser zahlreichen Gespräche zu betrachten. Ein großer 

Dank geht auch an Helene Damerow, studentische Mitarbeiterin am IRS im Projekt StadtumMig, für 

das aufmerksame Korrektorat des Working Papers. 
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Governance von Migration 

Einleitung von Matthias Bernt 

Mit der Zuwanderung stehen Stadtverwaltungen einer Vielzahl von neuen Herausforderungen gegen-

über. Die Probleme werden dabei nicht einfach nur mehr, sondern sie werden auch komplexer, sie sind 

von Unsicherheit und Nicht-Wissen belastet und sie sind ineinander verflochten. Folgende Punkte sind 

dabei zentral: 

 Migration ist zum konstitutiven Bestandteil von Stadtentwicklung geworden. Städte sind 

heute insgesamt immer stärker von Zuwanderung geprägt und das wird auch in Zukunft so 

bleiben – gleichzeitig ist der konkrete Verlauf von Migrationsströmen nur schwer vorauszu-

sagen.  

 Die räumlichen Muster der Migration verändern sich. Während Migrant*innen in der Vergan-

genheit eher in innenstadtnahe funktionsgemischte Altbauquartiere zogen, werden heute 

Großwohnsiedlungen zu den neuen „Ankunftsquartieren“. Dies führt zu neuen und qualitativ 

andersartigen Herausforderungen (vgl. El-Kayed et al. 2020) 

 Auch die zeitlichen Muster von Migration werden immer komplexer. Die Zuwanderung um-

schließt heute neben Personen, die dauerhaft am neuen Wohnort bleiben, auch solche, für 

die der aktuelle Wohnort nur ein „Trittbrett“ ist. Hinzu kommen von vorneherein auf Kurz-

fristigkeit angelegte Aufenthalte und Formen der Pendelmigration. Die Bleibewünsche aber 

auch -perspektiven unterschiedlicher Migrant*innengruppen sind damit oft unklar. 

 Die Verschränkung unterschiedlicher Zuwanderungsformen und -kontexte führt dazu, dass 

Stadtgesellschaften immer vielfältiger werden. In stark von Migration geprägten Städten 

wird heute dementsprechend von einer “Superdiversity” (Vertovec 2007) gesprochen. Das 

Zusammenleben unterschiedlichster Gruppen zeigt die Grenzen einer Perspektive auf, die 

auf die Integration einer Minderheit in eine klar definierte Mehrheitsgesellschaft abzielt. 

 Die Implikationen dieser Entwicklung berühren eine Vielzahl von Bereichen – die Bildungsinf-

rastruktur, genauso wie das Gesundheitswesen, den Wohnungsmarkt und die Beschäfti-

gungsfrage. Integration wird im Sportverein bewältigt, im Treppenhaus erfahren und im 

städtischen Haushalt reflektiert. Sie berührt auf diese Weise unterschiedlichste kommunale 

Ressorts. 

In der Summe ist Migration damit ein paradigmatisches Beispiel für ein „wicked policy problem“ (vgl. 

Hisschemöller & Hoppe 1995). Das Wissen über die Problemlage und die möglichen Lösungswege ist 

begrenzt, unterschiedliche Herausforderungen sind miteinander verschränkt und mögliche Politikal-

ternativen in der Gesellschaft umstritten. In einer solchen Situation macht eine „funktionalistische“ 

Vorstellung von einer kommunalen Bewältigung der Migration nur noch wenig Sinn. Dabei sind ver-

schiedene Punkte anzuerkennen: 
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- In der Realität „entscheiden“ Stadtregierungen nicht allein über den Umgang mit Migration, 

sondern sie wirken netzwerkartig mit anderen Staatsebenen (Land, Bund, EU), aber auch mit 

privaten (Unternehmen), zivilgesellschaftlichen (Initiativen, Parteien) und Drittsektor-orga-

nisationen (freie Träger) zusammen. Das führt zu einer wachsenden Komplexität, in der Ent-

scheidungen auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen, zwischen unterschiedlichen Organi-

sationen und in unterschiedlichen gesellschaftlichen Sektoren (bspw. Stadtplanung, Bildung, 

Wirtschaft) aufeinander bezogen und miteinander verknüpft sind. In der Politikwissenschaft 

werden solche Verflechtungen als „Multi-Level-Governance“ bezeichnet. 

- Der Umgang mit Migration ist daher kaum auf „Migrationsressorts“ oder ein „Amt für In-

tegration“ zu begrenzen, sondern er berührt simultan fast alle Ressorts. Der niederländische 

Politikwissenschaftler Peter Scholten spricht von einem Trend zum „mainstreaming“ von 

Migration (Scholten 2020: 12 und 55ff.), bei dem die Tatsache der zunehmenden Zuwande-

rung alle Politikbereiche durchdringt und zu neuen Handlungsdynamiken führt. Kennzeichen 

dieser Entwicklung sind sektoral und räumlich übergreifende Handlungsansätze, die Einbe-

ziehung vielfältiger (also nicht nur staatlicher) Akteure, ein Verständnis von „Integration“ als 

Aufgabe für die gesamte Gesellschaft anstelle von einzelnen Gruppen und eine flexible und 

eng an den jeweiligen Problemlagen ausgerichtete Herangehensweise. 

- Neben konstruktiven und auf die Bewältigung von Problemen ausgerichteten Ansätzen sind 

dabei auch „degenerative“ Handlungsansätze möglich (und in der Realität vorzufinden): 

Menschen können von falschen oder simplifizierenden Vorstellungen ausgehen, sie können 

Probleme verneinen oder ignorieren. Verwaltungen können immun gegenüber Veränderun-

gen sein und in eingefahrenen Verfahrensweisen verharren. Politiker und Parteien können 

versuchen, Konflikte auszunutzen und mit einfachen Rezepten auf „Stimmenfang“ gehen. 

Im Alltag kann es daher nicht nur zu einem „mainstreaming“, sondern auch zu einer Politik 

der „alienation“ (Scholten 2020: 56ff.) kommen, also einer „Abwendung“ und „Distanzie-

rung“ von den Problemen der Migration und den mit ihr einhergehenden Herausforderun-

gen. 

Angesichts dieser Komplexität stellt sich die Frage, wie Wissenschaftler*innen überhaupt zu einem 

besseren Umgang mit den Problemen beitragen können. Die Vorstellung, dass Wissenschaft einfach 

nur die „Fakten“ zusammentragen, analysieren und auf dieser Basis die „beste Lösung“ vorschlagen 

kann, erscheint wenig aussichtsreich. Innerhalb der beschriebenen Komplexität ist es eher die Auf-

gabe der Wissenschaft, in den Städten vorfindbare Probleme zu beschreiben, ihre Ursachen zu erken-

nen und die Vor- und Nachteile unterschiedlicher Umgangsweisen mit ihnen zu analysieren. Anstelle 

von „Fakten“ und „Lösungen“ geht es dabei eher darum, auf der Grundlage eines „reflexiven Policy-

Designs“ die in Politik und Gesellschaft etablierten Verfahrensweisen zu hinterfragen, zu analysieren 

und einen kritischen Wissenschafts-Praxis-Dialog zu etablieren. 

Um das zu ermöglichen, verwendet das vorliegende Arbeitspapier den Begriff der „Governance“ als 

zentralen Denkansatz. Wir verbinden damit das Ziel, der oben beschriebenen Komplexität und Pro-
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zesshaftigkeit des Themas Rechnung zu tragen und einen Zugang zu den in den Kommunen unter-

suchten Herausforderungen zu finden, der möglichst realitätsnah, vielschichtig und situationsadäquat 

ist. Was ist damit gemeint? 

Der Begriff Governance ist in den letzten Jahrzehnten in der Politikwissenschaft zentral geworden und 

hat den traditionellen Fokus der Disziplin auf das Handeln von Regierungen („government“) weitge-

hend abgelöst. Allgemein gesprochen bezeichnet er Formen der Handlungskoordination von privaten, 

staatlichen und zivilgesellschaftlichen kollektiven Akteuren mit dem Ziel des Managements von öf-

fentlichen Angelegenheiten. Verwandte Begriffe sind Steuerung oder Lenkungsformen. Der Begriff 

Governance erklärt sich vor allem als Gegenpart zu Government (Regierung, Regieren). Während mit 

diesem die Vorstellung einer Steuerung von oben verbunden ist, lenkt Governance die Aufmerksam-

keit auf das Zusammenspiel einer breiten Palette öffentlicher und privater Akteure bei der Bestim-

mung der gemeinsamen Angelegenheiten von Gesellschaften und Städten. Wir verwenden eine weit 

gefasste Definition des Begriffs und verstehen ihn "... als einen Prozess, der öffentliche und private 

Interessen koordiniert. Governance bezieht sich auf den Prozess, durch den lokale staatliche Akteure 

in Abstimmung mit privaten Interessen versuchen, kollektive Ziele voranzubringen" (Pierre 1999: 374, 

eigene Übersetzung). Governance beinhaltet also das Zusammenspiel der vielen Möglichkeiten, wie 

Individuen und Institutionen (öffentliche und private) öffentliche Angelegenheiten prägen. Sie ist ein 

kontinuierlicher Prozess und umfasst sowohl formelle Institutionen als auch informelle Vereinbarun-

gen und beruht sowohl auf Kooperationen als auch auf Konflikten. 

Grundlegend sind drei unterschiedliche analytische Zugänge zu Governance möglich. Diese folgen un-

terschiedlichen in der Politik- und Sozialwissenschaft verankerten Denktraditionen und ermöglichen 

zusammen ein komplexes Verständnis des Zusammenspiels von Akteuren, Interessen, Ideen und 

Handlungen in den jeweils spezifischen Settings von „Governance“. Die folgende Grafik stellt diesen 

multidimensionalen Ansatz als Skizze dar. 

 

Abbildung 1 Multidimensionaler Ansatz der Governanceforschung (vgl. a. Scholten 2020: 41) 

Kritische Theorie

Sozial-
konstruktivismus

Institutionalismus
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Eine in der kritischen Theorie wurzelnde Perspektive stellt das Handeln von Akteuren in den Mittel-

punkt und interessiert sich für ihre Interessen, die zwischen ihnen herrschenden Machtbeziehungen 

und die daraus resultierenden Konflikte. Eine institutionalistische Sicht geht davon aus, dass das Han-

deln von Akteuren durch bestehende formelle und informelle Institutionen vorgeprägt ist („rules of 

the game“, Douglas North 1990), die den Handlungsspielraum begrenzen. Eine dritte Perspektive fo-

kussiert schließlich auf die Rolle von Diskursen, Ideen und Perzeptionen und fragt nach den „Wissens-

ordnungen“, die dem Handeln von Akteuren zugrunde liegen. 

Für die Analyse von Governanceprozessen sind alle drei Perspektiven nützlich. In der Realität handeln 

Akteure eigeninteressiert (bspw. Wahl gewinnen, Geschäftsfeld erschließen) im Rahmen von beste-

henden Institutionen (bspw. innerhalb einer bestehenden Ressortverteilung, unter Beachtung einer 

Haushaltsordnung) und vor dem Hintergrund eines spezifischen Wissens über die Situation (bspw. 

Vorstellung über Integration). Es macht daher Sinn, in der konkreten Untersuchung alle drei Perspek-

tiven simultan zu verfolgen. Entsprechend verzichtet das Papier auf eine getrennte Abarbeitung der 

einzelnen Perspektiven, bei der bspw. zunächst die Akteurskonstellationen, anschließend bestehende 

Regelwerke und dann die vorherrschenden Narrative diskutiert werden würden. Anstatt dessen brin-

gen wir alle drei Dimensionen in der Diskussion von einzelnen Problemfeldern zusammen. 
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Integrationspolitische Entwicklungen in Schwerin, Halle und     

Cottbus    

Madlen Pilz 

Die Steuerung kommunaler Integrationspolitik 

Im Untersuchungsfeld kommunale Integrationsarbeit lassen sich grob drei Teilbereiche unterschei-

den: die Organisation und Koordination der Integrationsarbeit, Werte und Orientierungen sowie 

Handlungsansätze und deren Umsetzungen (Abbildung 2). Während die letzten beiden Aspekte in der 

Vergangenheit bereits stärker im Fokus der Forschung standen (Pütz & Rodatz 2013, Ambrosini & Boc-

cagni 2015, Filsinger 2018, Nuissl et al. 2019, Bund & Gerhard 2021, Heimann et al. 2021), wird der 

erste Aspekt erst in jüngster Zeit intensiver beleuchtet (für den deutschen Kontext Adam et al. 2019, 

teilweise auch Nuissl 2019 und Heimann et al. 2021, für den internationalen Kontext Schiller 2017, 

Scholten 2020, Barbarino et al. 2021). Die Organisation der Integrationsarbeit war vielerorts bislang 

auch recht klar ausgestaltet – sie lag in den Händen einer oder eines Integrationsbeauftragten, die*der 

entweder im Büro des Oberbürgermeisters oder im Sozialdezernat angesiedelt war. Mitunter konnte 

die*der Beauftragte auf einen Migrationsbeirat (teilweise auch Ausländerbeirat genannt) und ein 

Netzwerk von Initiativen zurückgreifen, in manchen Stadtteilen auch mit einem Quartiersmanage-

ment des Programms „Soziale Stadt“ kooperieren. Dieses Ein-Mann-Organisationsmodell mit einem 

Netzwerk an Organisationen kann als das gängige in den Kommunen bezeichnet werden (vgl. auch 

Bertelsmann Stiftung 2005: 9f.), während die Integrationsarbeit in den Kommunen recht unterschied-

lich gestaltet war. Der Wissenschaftler Michael Bommes spricht vom „‘gebastelteten‘ Charakter“, was 

noch mehr als die Heterogenität der Handlungsansätze die große Kontextsensitivität der kommuna-

len Lösungen betonen soll (Bommes 2018: 107f.). 

 

Abbildung 2: Arbeits- und Forschungsfelder im Bereich der kommunalen Integrationsarbeit 

Organisation/

Koordination

• kommunale Strukturen

• Kooperationen mit 
Akteur*innen in- und 
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Handlungsansätze

• Handlungskonzepte

• Maßnahmen und 
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Die Forschungen in StadtumMig haben gezeigt, dass die Zuwanderung 2014/15 in den Partnerkom-

munen des Projekts eine weitreichende Transformation der kommunalen Organisation und Koordina-

tion der Integrationsarbeit zur Folge hatte. Das lag daran, dass zum einen die vorhandene eine Stelle 

der*des Integrationsbeauftragten nicht mehr ausreichte, um die Integration der Eingewanderten in 

den Städten zu organisieren. Zum anderen wurde aber auch eine stärkere Ausdifferenzierung der un-

terschiedlichen Arbeitsbereiche notwendig. Dieser Prozess der Neuaufstellung der kommunalen Ko-

ordination und Organisation von Migration/Integration in den Kommunen wird im Folgenden darge-

stellt; am Beispiel der Projektkommunen Schwerin, Halle und Cottbus kann gezeigt werden, dass die 

Kommunen sehr unterschiedliche Arbeitsstrukturen aufgebaut und im Laufe des Prozesses teilweise 

auch unterschiedliche Arbeitsschwerpunkte gesetzt haben. Dabei wird punktuell auch der Einfluss der 

Länder und des Bundes auf die kommunalen Integrationsarbeit eingegangen und die Arbeit der Kom-

munen im politischen Mehrebenensystem der Bundesrepublik verortet. Bereits die Süßmuthkommis-

sion schrieb dazu „Kommunen spielen eine zentrale Rolle in der Integrationspolitik, da hier das gesell-

schaftliche Zusammenleben stattfindet.“ (Bericht der Unabhängigen Kommission Zuwanderung 

2001: 208). In der Forschung wurde diese kommunale Verantwortung auch unter den Schlagworten 

Dezentralisierung oder „local turn“ in der Integrationspolitik diskutiert (vgl. Schiller 2015 und 2017, 

Bernt 2019). Erste Arbeiten weisen jedoch auf das widersprüchliche Verhältnis zwischen kommunaler 

Eigenständigkeit und ihrer Position im Mehrebenensystem und den damit verbundenen Abhängigkei-

ten hin, wie die Entscheidungen über die Zahl der zugewiesenen Eingewanderten, die rechtlichen Rah-

menbedingungen oder die für die „Integration“2 zur Verfügung stehenden Mittel, die auf anderen Ebe-

nen getroffen werden (Bommes 2018, Bernt 2019, Adam et al. 2019). 

Schwerin: Die Re-Organisation kommunaler Strukturen 

Zum Zeitpunkt der Zuwanderung syrischer Bürgerkriegsgeflüchteter nach Schwerin, verfügte die 

Stadt bereits über eine gut positionierte und aktive Integrationsbeauftragte. Seit 2003 gab es die 

Stelle in der Verwaltung (Hess et al. 2008: 26) und seit 2009 war diese dem Büro des Oberbürgermeis-

ters zugeordnet (Schwerin Integrationskonzept 2011: 33). Zur strategischen Aufstellung der Integrati-

onsarbeit hat die Stadt 2007 Wissenschaftlerinnen der Universität Rostock beauftragt, ein Integrati-

onskonzept zu entwickeln. 2008 lagen die Ergebnisse in Form einer Studie mit Empfehlungen zu 

Handlungsfeldern und zur partizipativen Weiterentwicklung des Konzepts vor (Hess et al. 2008). Der 

partizipative Prozess wurde von einem fachlichen Beirat begleitet, der aus 16 Personen aus Verwal-

tung, Politik und Zivilgesellschaft bestand, darunter auch migrantische Vertreter*innen. 2011 war das 

                                                                    

2 Der Integrationsbegriff wird im Rahmen dieser Arbeit genutzt, da er sich im öffentlichen Sprachgebrauch ein-
gebürgert hat, allerdings soll hier auch auf die Schwierigkeiten des Begriffs verwiesen werden, Integration auch 
als einen Wandlungs- und Öffnungsprozess ebenso der Aufnahmegesellschaft wie der Eingewanderten zu sehen 
und dem entsprechend auch explizit Maßnahmen an die Adresse aller in der Gesellschaft zu adressieren (vgl. 
dazu West 2013, Fick et al. 2023).  
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Konzept fertiggestellt. Evaluationen der Umsetzung erfolgten 2013 und 2016 (Schwerin Statusbericht 

Integrationskonzept 2013 und 2016). 

 

Abbildung 3: Entwicklung der kommunalen Integrationsarbeit in Schwerin 

2015, als die Zahl der syrischen Geflüchteten in Schwerin zunahm, begann die Stadt Schwerin ihre 

kommunalen Strukturen „aufzurüsten“, wie aus dem Statusbericht 2016 hervorgeht: Im September 

wurde zunächst die Zusammenarbeit der zuständigen Ressorts innerhalb der Verwaltung gestärkt und 

eine Arbeitsgruppe zur Koordination der Aufnahme Geflüchteter gegründet. Im Sozialdezernat wur-

den 2016 sukzessive drei neuen Stellen eingerichtet, für zwei Integrationslots*innen und für eine Bil-

dungsintegrationslotsin. Parallel kam es auch im Büro des Integrationsbeauftragten zur Einrichtung 

weiterer Stellen: einer Servicestelle zur Vernetzung von haupt- und ehrenamtlichen Aktivitäten und 

einer Informationsstelle für Verwaltung und Bürger*innen (Schwerin Statusbericht Integrationskon-

zept 2016: 6f.). 

Mit einer neuen Koordinationsstruktur, der verwaltungsinternen AG, und Personalstellen reagierte die 

Verwaltung zeitnah auf die täglich wachsenden neuen Anforderungen. 2015 kam ein weiterer relevan-

ter stadtpolitischer Faktor hinzu, der den Veränderungen in der Koordination der Integrationsaufga-

ben eine entscheidende Wendung verlieh: die Leitung des Dezernats für Jugend, Soziales und Gesund-

heit wurde neu besetzt. 

„Meine erste Arbeitswoche war die, in der hier die Flüchtlinge ankamen. Das war an meinem 2. 

Arbeitstag als Dezernent. Mit allem, was man kennt. [Abholen] vom Bahnhof, wir haben dann hier 

in 24 oder 48 Stunden Aktionen die ganzen Notunterkünfte aufgebaut […] Das ist in Schwerin 
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schon eine Ausnahmesituation, weil wir die meisten Flüchtlinge in Meck-Pomm haben. Und das war 

schon sehr herausfordernd.“ (Sozialdezernent 30.01.2020) 

Der neue Dezernent nahm sich der auf die Stadt zukommenden Aufgaben persönlich an und bildete 

in der Folgezeit eine wichtige Schlüsselfigur im Prozess der Restrukturierung. Zwei Aspekte sind in 

seiner Arbeit zentral: die finanzielle Ausstattung auch des nicht-pflichtigen Bereichs der Integrations-

arbeit und dafür die Erarbeitung neuer, an die Situation angepasster Handlungskonzepte. Denn 

Schwerin ist seit 1992 in der Haushaltssicherung3 und die seit 2016 zur Verfügung gestellten Bundes- 

und Landesmittel reich(t)en bei weitem nicht aus. Weder um die kommunalen Mehraufwendungen im 

Bereich der sozialen Sicherung der Geflüchteten noch um die Ausgaben für zusätzliche Integrations-

angebote zu decken.4 Daher hatte nach der Organisation der Erstversorgung Geflüchteter die Erarbei-

tung neuer Handlungskonzepte einen großen Stellenwert. „So ein Konzept kann ja nur versuchen erst-

mal zu identifizieren, wo gibt’s Bedarfe, und wo kriege ich meinen Fuß in die Tür“ (Sozialdezernent 

30.01.2020). Ab 2015 wurden im Sozialdezernat eine Reihe neuer Konzepte geschrieben, die darauf 

ausgelegt waren, die durch die Zuwanderung veränderte Situation in den Blick zu nehmen und die 

veränderten Bedarfe auszuformulieren. Daher wurden im Dezernat ein neues Integrationskonzept mit 

Schwerpunkt auf Flucht und Asyl (Integrationskonzept Schwerin 2018), ein neues Kitabedarfskonzept, 

eine neue Schulentwicklungsplanung, ein neues Jugendsozialarbeitskonzept und das Handlungspro-

gramm Mueßer Holz (2018), also für den Stadtteil mit den meisten Zugewanderten, erarbeitet. Einer 

der sich dabei abzeichnenden Schwerpunkte war die Jugendarbeit,5 da die Zahl der Jugendlichen mit 

der Einwanderung syrischer Geflüchteter insbesondere im Stadtteil stark gewachsen war (vgl. dazu 

WP 4.1), darunter auch die Zahl unbegleiteter Minderjähriger. 

„Jugend, Jugendsozialarbeit, Schulsozialarbeit. Dafür habe ich veranlasst, ein neues Strategiepa-

pier [zu erarbeiten]. Das haben wir geschafft und wir sind stolz darauf, dass wir pro Jahr 800.000 € 

mehr aus dem städtischen Haushalt für Jugend und Jugendsozialarbeit ausgeben. Viele der dadurch 

geschaffenen Stellen vor anderthalb Jahren sind im Mueßer Holz angesiedelt worden.“ (Dezernent 

30.01.2020; dazu auch Schwerin Integrationskonzept 2018: 22 und Schwerin Handlungspro-

gramm Mueßer Holz 2018: 8ff.) 

Die neuen Konzepte konnten die unzureichende Ausfinanzierung der Integrationsarbeit auf zwei-

erlei Weise helfen, etwas abzufedern. Zum einen konnte über den Teil der Konzepte, die pflichtige 

Aufgaben der Kommune behandeln (Jugend, Kita, Schulsozialarbeit), die Integration geflüchteter 

Jugendlicher als Querschnittsaufgabe im Sozialdezernat verankert werden und über die Regelauf-

                                                                    

3 Mehr dazu in Schwerin Haushaltssicherungsprogramm 2019. Städte in der Haushaltssicherung können in der 
Regel keine Mittel für nicht-pflichtige Ausgaben aus dem städtischen Haushalt aufbringen. 
4 Die Stadt kalkulierte mit ca. 3 Millionen jährlichen Mehrausgaben für die Integration Geflüchteter, die nicht 
refinanziert waren (Schwerin Integrationskonzept 2018: 50) 
5 Damit folgte die Stadt auch einer grundsätzlichen Empfehlung der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Ver-
waltungsmanagement unter dem Stichwort „Kommunales Flüchtlings- und Integrationsmanagement“ (vgl. 
dazu https://www.kgst.de/soziales-jugend; letzter Zugriff 29.04.2023). 
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gaben mitfinanziert werden. Zum anderen bildeten die Konzepte eine Bestandsaufnahme der ge-

wachsenen Aufgaben im Bereich Flucht und Asyl und somit eine gute Grundlage, um weitere För-

dergelder einzuwerben. 

Somit bestand eine zentrale Bemühung der Arbeit im Sozialdezernat darin, die gestiegenen Anfor-

derungen an die Integrationsarbeit mit einer Handlungsstrategie zu untersetzen und finanziell ab-

zusichern. Vor diesem Hintergrund ist auch die 2018 erfolgte Eingliederung der Stelle des Integra-

tionsbeauftragten ins Sozialdezernat zu betrachten. Diese Restrukturierung der Integrationskoor-

dination nahm eine für die Entwicklungen in der Bundesrepublik eher untypische Richtung. Mehr-

heitlich bestanden die Restrukturierungen darin, die Integrationsbeauftragten aus den Sozialde-

zernaten in die Büros der Oberbürgermeister einzugliedern, was als politisches Signal der Aufwer-

tung gewertet wird. Die Schweriner Entscheidung hingegen ist nicht im Rahmen einer politischen 

Symbolik zu lesen, sondern als eine pragmatische Entscheidung beruhend auf den Möglichkeiten 

im Sozialdezernat und den gegebenen Notwendigkeiten. Entscheidend dafür war letztlich auch die 

Etablierung des Sozialdezernenten als Schlüsselakteur in den ersten Jahren nach 2015, der den Auf-

bau einer Fachstelle Integration mit mehreren Personalstellen und ausdifferenzierten Aufgaben-

profilen im Sozialdezernat vorantrieb. Auch der ehemalige Integrationsbeauftragte kommentiert 

diese Entwicklung positiv: „Als ich angefangen habe [2008], da war ich allein. Jetzt haben wir mitt-

lerweile eine Fachstelle [mit 3 Personalstellen], was auch zeigt, dass auch dieses Verständnis, dieses 

Paradigma sich so langsam verändert.“ (Mitarbeiter Fachstelle Integration 04.03.2020) 

Halle: Die Gründung einer neuen kommunalen Arbeitsstruktur 

Halle hat 2015 einen anderen Weg eingeschlagen und im September 2015 zur Koordination der 

Aufnahme der Geflüchteten und der weiteren Integrationsarbeit eine neue kommunale Verwal-

tungsstruktur geschaffen. 

Die Entwicklung der städtischen Integrationsarbeit hat in Halle, den Dokumenten nach, früher be-

gonnen als in Schwerin. 1991 wurde der erste - damals noch – Ausländerbeauftragte bestellt, des-

sen Stelle ins Sozialdezernat integriert wurde (Halle Verwaltungsbericht 1990-1999: 244). Etwa 

zehn Jahre später, 2002, wurden das erste Integrationskonzept sowie ein Aktionsplan für Toleranz 

und Demokratie beschlossen. Im selben Jahr folgte auch die Gründung des Integrationsnetzwerks, 

damals bereits mit ca. 70 Teilnehmenden aus 50 Institutionen, sowie eines gewählten Ausländer-

beirats (Halle Integrationsleitbild 2006: 6-8; Halle Integrationsbericht 2010: 24). Damit war eine ko-

ordinierte und auch kooperativ angelegte Integrationsarbeit in der Stadt strategisch konsolidiert. 

Zu diesem Zeitpunkt begann auch ein auffallendes Engagement in verschiedenen Bündnissen auf 

regionaler, nationaler und internationaler Ebene (Halle Integrationsleitbild 2006); hervorzuheben 

ist der Beitritt zur Europäischen Städte-Koalition gegen Rassismus und zur „Europäischen Charta - 

für den Schutz der Menschenrechte“ 2006. Im Zuge der Mitgliedschaften wurden in der Stadt 2006 

und 2007 Menschenrechtskonferenzen abgehalten und die Stadt trat dem Lenkungsausschuss des 
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Städtenetzwerks bei (Halle Integrationsbericht 2010: 29-23). Das verdeutlicht ein auch nicht grund-

loses Engagement städtischerseits gegen Rassismus. 

Halle erreichte die Ankunft syrischer Bürgerkriegsgeflüchteter etwas früher als Schwerin, bereits 

2013/14 und insgesamt in etwas größerer Zahl (vgl. dazu WP 4.1). Zur Koordination der Erstversor-

gung und Unterbringung gründete die Stadt im September 2015 ein Dienstleistungszentrum für 

Migration und Integration (DLZ). Damit wurde ein empfohlenes Instrument aus dem Reformpaket 

des New Public Managements aus den 1990er Jahren aufgegriffen (vgl. dazu Dahme & Wohlfahrt 

2018). Gleichzeitig griff die Stadt damit auf ihre bereits vorhandenen Erfahrungen bei der Bearbei-

tung von Themen, die über einzelne Ressorts hinausgehen und die Kooperation mit verwaltungs-

externen Akteur*innen erfordern sowie eine starke sogenannte Kundenorientierung aufweisen, 

zurück. 

Das Dienstleistungszentrum bestand anfänglich aus einer Leitungsstelle, die der Referent für 

Grundsatzfragen der Stadt Halle übernahm und zwei Arbeitsbereichen: dem neu gegründeten Ma-

nagement zur Unterbringung Geflüchteter in der Stadt und der in das Zentrum integrierten Integ-

rationsbeauftragten. Für die Integrationsarbeit bedeutete die Gründung des kommunalen Dienst-

leistungszentrums eine neue Sichtbarkeit, die der Leiter entsprechend auch als politisches Signal 

in die Stadtgesellschaft bezeichnete: 

„Das war so der Impuls, dass wir gesagt haben, wir müssen zentral in der Verwaltung etwas steu-

ern, wir müssen die Aufgabe bewältigen. Und wir wollten natürlich auch ein Signal geben in die 

Stadtgesellschaft, dass wir sagen: wir nehmen diese Aufgabe an, wir wollen sie steuern, gut bewäl-

tigen und setzen da auch auf eine humane und eine integrative Unterbringung der Menschen.“ (Lei-

ter DLZ 21.12.2020). 

Für die Integrationsbeauftragte brachte die neue Struktur eine Aufwertung ihres Aufgabenbe-

reichs und damit auch eine Verbesserung ihrer Arbeitsvoraussetzungen. Der direktere Zugang zum 

Oberbürgermeister verschnellerte und vereinfachte Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse, 

die Leitungsstelle im DLZ wiederum regelt die notwendige Koordinationsarbeit innerhalb der Ver-

waltung (Integrationsbeauftragte 21.12.2020). Verwaltungsintern fungiert das DLZ als Schnitt-

stelle für Integrationsfragen, alle Verwaltungsvorlagen werden von der Integrationsbeauftragten 

auf die notwendige und angemessene Berücksichtigung der Integrationsthematik geprüft.6  

„Das ist prinzipiell in unserer Stadt, dass der Bereich Migration […] in allen Vorlagen der Stadtver-

waltung mit einbezogen wird, sodass wir da auch nochmal ins Gespräch kommen können mit den 

anderen Verwaltungseinheiten.“ (Integrationsbeauftragte 21.12.22020)  

                                                                    

6 Das ist auch die gängige Praxis in der Schweriner Verwaltung. 
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Die strategische Grundlage für die Integrationsarbeit bildet das Leitbild, das 2006 an die Stelle des 

Integrationskonzepts von 2002 trat. Im zweijährigen Abstand legt die Integrationsbeauftragte ei-

nen Bericht zur Integrationsarbeit vor. 

Mit den Jahren erfolgte eine Veränderung der Zusammensetzung des DLZs, die Integrationsarbeit 

wurde mit zwei Koordinationsstellen personell aufgestockt und weitere Beauftragte wurden inte-

griert, was eine engere Kooperation zwischen den Beauftragten und eine bessere Verknüpfung ih-

rer Aufgabenbereiche mit Integrationsfragen ermöglicht. Zuletzt, nach dem Hallenser Anschlag 

2019, kam noch die Demokratieförderung mit verschiedenen Projekten und Koordinationsstellen 

dazu. Die Erweiterung der Themen und Aufgabenbereiche im DLZ, die auf den ersten Blick wie ein 

buntes Potpourri anmuten mag, ist jedoch auch ein Stabilisierungsfaktor für das Zentrum und un-

terstützt die wechselseitige Stärkung der städtischen Beauftragten und ihre Aufgabenbereiche. 

Anders als in Schwerin, gab in Halle die Möglichkeit der politischen Signalwirkung und die Erfah-

rungen mit dieser Art Verwaltungsstruktur einen starken Impuls für die Gründung des Dienstleis-

tungszentrums. Durch die Bündelung weiterer Beauftragter im DLZ konnte eine sehr stabile Form 

der Institutionalisierung der Integrationsarbeit erreicht werden. Durch die Ausdifferenzierung der 

Arbeit im DLZ, insbesondere zwischen Leitung und Beauftragter konnte auch eine robuste Schnitt-

stelle in der Verwaltung geschaffen werden. Der Integrationsbereich verfügt mittlerweile neben 

der Beauftragten über zwei weitere Koordinationsstellen. 

Cottbus: Re-organisation und Neugründung 

Die Stadt hat mit Blick auf die Entwicklung der Verwaltungsstrukturen im Bereich Integrationsar-

beit im Vergleich zu Schwerin und Halle einen Mittelweg eingeschlagen. In den ersten Jahren wur-

den, wie in Schwerin, vorhandene Strukturen an die neuen Arbeitsbedingungen angepasst. Ab 

2017, mit der Zunahme staatlicher Mittel für die Integrationsarbeit, entstand eine neue Struktur 

innerhalb der Verwaltung, doch anders als in Halle, parallel zur Position der*des Integrationsbeauf-

tragten. Ein entscheidender Unterschied zu beiden Vergleichsstädten ist jedoch der Bottom-up ge-

gebene Anstoß für die Entwicklungen in Cottbus durch eine neue Schlüsselfigur, die sich in einer 

untergeordneten Position in der Verwaltungshierarchie etabliert hatte. 

2016, kurz bevor die Geflüchteten in größerer Zahl in Cottbus begannen einzutreffen, erfolgte die 

Neubesetzung der Stelle Koordination Asyl im Sozialdezernat. Mit großem Rückhalt des damali-

gen Sozialdezernenten begann von dieser Stelle aus der Koordinationsprozess der Erstaufnahme, 

wofür der Koordinatorin drei weitere Mitarbeitende aus der Verwaltung zugeteilt wurden, die zu-

sammen die Stabsstelle Asyl bildeten. 
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Abbildung 4: Entwicklung der kommunalen Verwaltungsstruktur für die Integrationsaufgaben in Cottbus 

Von dieser Stelle ging der entscheidende Impuls aus, der dazu führte, dass in der Folge in der Ver-

waltung eine neue Struktur – der Servicebereich für Bildung und Integration – entstand, die seit-

dem parallel zur Stelle der Integrationsbeauftragten agiert und alle sozialen und bildungsbezoge-

nen Angelegenheiten der Integration koordiniert. Die Integrationsbeauftragte7 hingegen fungiert 

als Schnittstelle in der Verwaltung, zur Stadtpolitik und Zivilgesellschaft, zu ihren Aufgaben gehört 

u. a. die interkulturelle Öffnung der Verwaltung oder auch die Erarbeitung kommunaler Strategien 

zur Unterstützung der Chancengleichheit von Migrant*innen. 

In engem Zusammenhang mit dieser strukturellen Organisation der Integrationsarbeit in der Cott-

buser Verwaltung steht eine weitere Besonderheit die Cottbuser Integrationsarbeit – die Migrati-

onssozialarbeit, die vom Servicebereich Bildung und Integration aufgebaut wurde. Diese zeichnet 

ihre umfassende Konzeptualisierung aus, d. h. ihre Integration in alle sozialen Bereiche des städti-

schen Alltags, ihre enge Verknüpfung mit den kommunalen Regeldiensten und ihre Öffnung für 

alle Eingewanderten, um nur die wesentlichsten Punkte aufzuzählen (mehr dazu in Cottbus Um-

setzungskonzept Migrationssozialarbeit 2017). 

Der Leiterin des Servicebereichs (seit 2022 Fachbereich für Bildung und Integration) zufolge waren 

zwei Voraussetzungen für die Möglichkeit der Entwicklung dieses Migrationssozialarbeitsansatzes 

                                                                    

7 Den kommunalen Dokumenten nach zu urteilen, gibt es spätestens seit 2003 einen Integrationsbeauftragten 
in Cottbus (Cottbus Integrationsbericht 2015). 
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entscheidend: Erstens die Festschreibung der Migrationssozialarbeit im Brandenburger Landes-

aufnahmegesetzt 2016 nebst der Aufforderung, dafür Handlungskonzepte auszuarbeiten und 

zweitens die große Offenheit an der Stadtspitze: 

„ … dass er [der Oberbürgermeister] uns so viele Freiheiten gelassen hat, ist ein unglaublicher 

Schatz gewesen. Dass wir wirklich - wir dürfen zwar keine Fehler machen, das ist auch klar - aber 

wir dürfen das so umsetzen, wie wir das für richtig halten.“ (Servicebereichsleitung Bildung und 

Integration 07.07.2020) 

Diese zwei Voraussetzungen nutzte die Leiterin, um eine zwischen der Verwaltung, den Regel-

diensten, sozialen Trägern, zivilgesellschaftlichen Organisationen, darunter auch Migrantenorga-

nisationen, sehr kooperativ angelegte Migrationssozialarbeit in den Stadtteilen aufzubauen. Der 

Grundstein dafür wurde in den zuvor in 2016 und 2017 durchgeführten Stadtteilkonferenzen ge-

legt. Diese dienten, zusammengefasst formuliert, der Evaluation der Versorgungsmöglichkeiten 

und detaillierten Bedarfserhebung in den Quartieren sowie der besseren Vernetzung der Aktiven 

vor Ort. Die in den Konferenzen zusammengetragenen Punkte bildeten die Grundlage für das in 

Cottbus erarbeitete Konzept der Migrationssozialarbeit, das über den ursprünglich gedachten Rah-

men im Landesaufnahmegesetzt hinausging (Cottbus Umsetzungskonzept Migrationssozialarbeit 

2017: 8) und durch die Landesregierung mit fast mit fast 2 Millionen Euro pro Jahr gefördert wurde 

(Cottbus Wirkungsbericht Migrationssozialarbeit 2020: 64). 

Mit den finanziellen Mitteln des Landes und eingeworbenen Projektmitteln des Bundes und des 

Europäischen Sozialfonds wurden Projekte und Stellen in den Quartieren, aber auch in der Stabs-

stelle angesiedelt. Dadurch entwickelte sich die Stelle zu einem eigenständigen Arbeitsbereich im 

Sozialdezernat mit 16 aus Projektmitteln finanzierten Stellen in 2020. Die Stellen wurden unter Be-

rücksichtigung interkultureller Kriterien besetzt, wodurch auch ein vielfältiges professionelles Wis-

sen und Erfahrungswissen über Migrations- und Integrationsprozesse in die Koordination der In-

tegrationsarbeit im Bereich einfließen konnte. Unter anderem auf Grund der erfolgreichen Arbeit 

des Bereichs wurde 2020 entschieden, den Servicebereich im Büro des Oberbürgermeisters anzu-

siedeln, wenig später erfolgte die Aufwertung zum Fachbereich. 

Das Cottbuser Modell stellt zum einen die Entstehung einer neuen Struktur dar, die nicht wie in 

Halle a priori von der Stadtspitze entschieden wurde. Sie ist Resultat eines kontinuierlichen Arbeits- 

und Verhandlungsprozesses zwischen Stadt und Land, der von einer ursprünglich unteren Position 

in der Verwaltungshierarchie angestoßen wurde. Zweitens zeigt der neue Arbeitsbereich in Cott-

bus mit seinen zahlreichen Aufgaben und Projekten auch sehr deutlich, welche und wie viel mehr 

Ressourcen für eine inklusive Integrationsarbeit in den Kommunen und Stadtquartieren benötigt 

werden. Die Entstehung der neuen Struktur in Cottbus zeigt des Weiteren auf, wie groß die Not-

wendigkeit der Unterstützung durch Landesregierungen insbesondere für finanzschwache Kom-

munen ist, und wie viel mehr sie mit einer adäquaten Unterstützung leisten können. 
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Kommunale Restrukturierungen im Vergleich 

 Schwerin Halle Cottbus 

strukturelle  

Veränderung 

2016-2019 Reorgani-

sation vorhandener 

Strukturen und  

Stellenaufwuchs, 

Fachstelle für In-

tegration 

2015 Gründung Dienst-

leistungszentrum  

Integration und Demo-

kratie 

2016-2020 Ausbau Stelle 

Koordination Asyl in 

Fachdienst für Bildung & 

Integration  

 

Schlüssel- 

figur(en) im Umge-

staltungsprozess 

Sozialdezernent, 

Oberbürger- 

meister 

Oberbürgermeister Verwaltungsmitarbeite-

rin, Oberbürgermeister 

Aktuelle Form der 

Institutionalisierung 

Fachdienst Integra-

tion 

Dienstleistungszentrum 1. Integrationsbeauf-

tragte 

2. Fachbereich Bildung 

und Integration 

Ansiedlung in der 

Verwaltungshierar-

chie 

Sozialdezernat (seit 

2019) 

Geschäftsbereich des 

Oberbürgermeisters (seit 

2015) 

Sozialdezernat (2016) 

Büro des Oberbürger-

meisters (seit 2020) 

personelle Ausstat-

tung der Integrati-

onsarbeit 

Beauftragte, zwei Be-

arbeiter*innenstellen 

Leitungsposition, Beauf-

tragte, zwei Koordinati-

onsstellen, Team Unter-

bringungsmanagement 

1. Beauftragte 

2. Koordinatorin, zwei 

Mitarbeiterstellen und 

projektfinanzierte Stellen 

(je nach beantragten Pro-

jekten)  

Tabelle 1 Vergleich Reorganisation der kommunalen Koordinationsstrukturen im Integrationsbereich 

Die Tabelle 1 veranschaulicht in komprimierter Form die zentralen Veränderungen in der Koordi-

nationsstruktur In den Verwaltungen der drei Städte seit 2015. Der Vergleich zeigt, dass sich für die 

Kommunen unterschiedliche Formen der Umstrukturierung der Integrationsarbeit als sinnvoll er-

wiesen haben. Sie zeigen auch, am deutlichsten am Beispiel von Cottbus, dass die Umstrukturie-

rungen einen Prozess darstellen und daher in keiner der Kommunen zwingend als abgeschlossen 

zu betrachten sind. Denn die Umstrukturierungen laufen in den Kommunen unter spezifischen Be-

dingungen ab, die einerseits die Entwicklungen forcierten und sie andererseits limitierten. Forcie-

rend wirkten sich die wachsenden Anforderungen in der Integrationsarbeit sowie das Engagement 
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an verschiedenen Positionen in der Stadtverwaltung aus, limitierend hingegen die finanzielle Aus-

stattung, die maßgeblich von kommunalen Haushaltsmöglichkeiten und bei Städten in der Grund-

sicherung auch von den Landesregierungen abhängt, die der Finanzierung nicht-pflichtiger Aufga-

ben zustimmen muss. Am Beispiel von Schwerin konnte gut dokumentiert werden, wie groß die 

Abhängigkeit der Kommunen im politischen Mehrebenensystem der Bundesrepublik in diesem 

Punkt ist. Es veranschaulicht, wie gering kommunale Spielräume sind, wenn ein strenger, auf die 

Verfügbarkeit von Ressourcen orientierter Blick alle Entscheidungen begleitet. „Wir hängen da am 

Tropf der Landesregierung. Viele der Fördermittel, die wir bekommen, verwalten wir zwar, koordinie-

ren wir zwar, aber wir sind darauf angewiesen, dass wir tatsächlich auch Zusagen vom Land bekom-

men.“ (Sozialdezernent 30.01.2020). Das Beispiel Cottbus zeigt, welche die Integration unterstüt-

zenden Strukturen in Kommunen geschaffen werden können, wenn diese wiederum entspre-

chende Unterstützung erhalten. Die Beispiele Cottbus und Schwerin zeigen jedoch auch, dass die 

häufig postulierte Dezentralisierung der Integrationsarbeit lokal gesehen vergleichbar abläuft wie 

in der Sozialen Arbeit (Dahme und Wohlfahrt 2017, Bakoben et al. 2019: 3f.), aber der unterstüt-

zende oder limitierende Einfluss der Bundes- oder Länderebene im Mehrebenensystem die Eigen-

ständigkeit und Handlungsspielräume der Kommunen bei der Ausgestaltung der Integrationsar-

beit entscheidend mitprägt (Bernt 2019). 

Die Reorganisation der kommunalen Koordinationsstrukturen bewegt sich in allen drei Städten – 

trotz ihrer Unterschiedlichkeiten – im Rahmen der 2005 von der Bertelsmann Stiftung ausgespro-

chenen Empfehlungen, d. h. die neuen Strukturen sind entweder im Sozialdezernat oder beim 

Oberbürgermeister angesiedelt. Halle hat dabei die stabilste Struktur geschaffen und politisch ge-

sehen ein sehr sichtbares Zeichen für Integration als kommunale Aufgabe in die Stadtgesellschaft 

und gegenüber Andersdenkenden gesendet. Schwerin hat eine kleinere Struktur auf einer unteren 

Hierarchieebene aufgebaut, die den geringen Möglichkeiten entsprechend jedoch eine langfristige 

Stabilität verspricht. Der so hergestellte operative Raum ist für die Öffentlichkeit weniger sichtbar 

und auch weniger angreifbar vonseiten politischer Kritiker*innen. 

Cottbus ein Möglichkeitsfenster geöffnet ist mit der Schaffung einer weiteren Verwaltungsstruktur 

für Integrationsaufgaben neben der Integrationsbeauftragten in unserem Sample den ungewöhn-

lichsten Weg gegangen und konnte sehr umfassend angelegte Unterstützungsmöglichkeiten der 

Integration aufbauen. Wie am Beispiel der Städte Schwerin und Cottbus auch sichtbar wurde spie-

len Schlüsselakteure für die Ausgestaltung der Integrationsarbeit und auch für die Ausgestaltung 

der Koordinationsstrukturen eine maßgebliche Rolle (Bommes 2018: 104). 
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Infokasten 1: Integrationskonzepte und -begriffe in Schwerin, Halle und 
Cottbus 

Leoni Keskinkılıç8 

Cottbus, Schwerin und Halle (Saale) formulieren in ihren kommunalen Integrationskonzepten und integrations-

spezifischen Dokumenten ein differenziertes, chancen- und teilhabeorientiertes Verständnis von Integration. In-

tegration wird dort als ein auf Dauer angelegter, wechselseitiger Prozess und als gesamtgesellschaftliche Quer-

schnittsaufgabe anerkannt (vgl. StadtumMig 2020, Foroutan 2016). Neben dem Fokus auf die Teilhabechancen 

von Migrant*innen werden in den Dokumenten ebenso Themen wie „sozialer Zusammenhalt“ und die Achtung 

„kultureller Vielfalt“ in den Mittelpunkt gerückt (Halle Integrationsleitbild 2006: 1, Schwerin Integrationskonzept 

2018: 6, Cottbus Integrationskonzept 2019). Ähnlich wie in anderen neueren Integrationskonzepten nehmen die 

Konzepte in Schwerin, Halle und Cottbus dabei auch Handlungsfelder in die Integrationsarbeit mit auf, die expli-

zit die Gesamtgesellschaft adressieren, wie z. B. die interkulturelle Öffnung von Verwaltung oder die Implemen-

tierung von Angeboten der Partizipation und Kooperation zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft (u. a. Cott-

bus Integrationskonzept 2019, Halle Integrationsleitbild 2006: 2, Schwerin Integrationskonzept 2011: 16, Schwe-

rin Statusbericht Integrationskonzept 2016: 32, vgl. Damm 2019, SVR-Forschungsbereich 2018a). 

Diese inhaltliche Ausrichtung der drei Kommunen stellt in Bezug auf das Verständnis und die Handlungsebene 

von Integration einen Paradigmenwechsel dar und reiht sich damit in einen bundesweiten Trend ein: Die ersten 

Integrationskonzepte, die in den 1970er Jahren in einigen wenigen (westdeutschen) Städten entwickelt wurden, 

vertraten zunächst einen eher defizitorientierten und assimilativen Integrationsbegriff (vgl. SVR-Forschungsbe-

reich 2018a: 129). Erst seit Anfang der 2000er Jahre etablierte sich nach jahrelanger Begriffskritik aus Wissen-

schaft und Praxis allmählich ein erweitertes Verständnis von Integration im Sinne von Teilhabe und Chancen-

gleichheit von Eingewanderten in zentralen gesellschaftlichen Bereichen wie Bildung, Arbeit, Wohnen und poli-

tische Partizipation (vgl. Filsinger 2018, Scherr & Inan 2018). Diese Entwicklung steht im Kontext des Zuwande-

rungsgesetzes („Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und 

der Integration von Unionsbürgern und Ausländern“), das 2005 in Kraft trat und mit dem sich Deutschland fak-

tisch zum Einwanderungsland erklärte. Dies führte unter anderem dazu, dass Integrationspolitik als staatlicher 

Handlungsbereich anerkannt wurde und Integrationskonzepte auf den Ebenen des Bundes, der Länder und Kom-

munen zu einem zentralen Instrument der Integrationsarbeit wurden (vgl. Gesemann et al. 2012). Auch wenn 

solche Dokumente wenig über tatsächliche lokal stattfindende Prozesse aussagen, werden darin doch richtungs-

weisende Formulierungen für die Diskussions- und Handlungsebene getroffen und konkrete Ziele, Verantwort-

lichkeiten, Ressourcen und Zeithorizonte benannt (vgl. Scherr & Inan 2018). 

Die jeweiligen Entwicklungslinien konzeptbasierter Integrationsarbeit gestalten sich je nach Bundesland und 

Kommune durchaus unterschiedlich. Die Etablierung von Integrationskonzepten hängt maßgeblich mit der 

Größe der Kommune, der Ausprägung der lokalen Migrationsgeschichte sowie der wirtschaftlichen und demo-

graphischen Lage zusammen (vgl. Damm 2019). Damit verbunden weisen etwa ostdeutsche Kommunen im 

westdeutschen Vergleich weniger Integrationskonzepte auf (Weiss 2018: 135f.). Dieses Bild ändert sich jedoch 

allmählich: Seit der Fluchtmigration um 2015 erhöhten sich bundesweit die Einwanderungszahlen und in ost-

deutschen Kommunen stieg die Anzahl der Integrationskonzepte seitdem deutlich an (ebd.).  

Mit Blick auf unsere drei Fallbeispiele Cottbus, Schwerin und Halle (Saale) zeigt sich, dass die Stadt Halle (Saale) 

im Jahr 2006 ein Integrationsleitbild entwickelte, Schwerins erstes Integrationskonzept erschien 2011, Cottbus 
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finalisierte das kommunale Integrationskonzept im Jahr 2019 im Kontext der Fluchtmigration um 2015. Unab-

hängig vom Publikationsjahr fällt auf, dass in den Erstveröffentlichungen bereits ein differenzierter und erwei-

terter Integrationsbegriff verwendet wird – auch wenn zum Teil mit Verweis auf die unterschiedliche Herkunft 

von Eingewanderten kulturelle Unterschiede homogenisierend und essentialisierend beschrieben werden (z.B. 

„kulturelle Vielfalt“ meint, so die Formulierung in Halle, „die Kultur der Menschen mit Migrationshintergrund“ 

plus „die [Kultur] der Aufnahmegesellschaft“ (Halle Integrationsleitbild 2006: 1; vgl. Schwerin Integrationskon-

zept 2018: 6). Auch ist anzumerken, dass die integrationsspezifischen Dokumente, die nach 2015 entstanden 

sind, den Fokus zeitweise stärker auf neu zugezogene Geflüchtete legen und Teilhabechancen von anderen Sta-

tusgruppen und Personen, deren Einwanderungszeitpunkt länger zurückliegt, tendenziell in den Hintergrund ge-

raten. Im Cottbusser Integrationskonzept wird diesbezüglich erklärt, dass die Kapazitäten der involvierten Ak-

teur*innen hinsichtlich der Versorgung, Beratung und Unterstützung Geflüchteter zunächst ausgeschöpft waren 

(Cottbus Integrationskonzept 2019). Diese Tendenz geht in aktuellen Veröffentlichungen jedoch wieder zurück 

und es werden expliziter multiple Einwanderungsgruppen adressiert. In den kommunalen Dokumenten spiegelt 

sich damit die Herausforderung wider, dass Migration und Integration fortlaufende Prozesse sind, deren Bedarfs-

lagen sich stets ändern (können). In Cottbus wird die Notwendigkeit der permanenten Aktualisierung deshalb 

auch als wesentlicher Grund dafür bezeichnet, das kommunale Integrationskonzept in digitaler Form anzulegen 

(ebd.).  

Insgesamt ist festzuhalten, dass alle drei Kommunen für die kommunale Integrationsarbeit neben Integrations-

konzepten weitere relevante Dokumente entwickelt haben, die Integration als Querschnittsthema behandeln. 

Darin treffen die Kommunen richtungsweisende Formulierungen und geben wichtige Impulse zur Stärkung eines 

erweiterten Integrationsverständnisses im Sinne von Teilhabe und Chancengleichheit. 

Wissensbestände der Integration in der kommunalen Verwaltung 

Die Handlungsansätze in der Integrationsarbeit in den Kommunen hängen maßgeblich davon ab, wel-

ches Wissen über Migration/Integration hier vorhanden ist und welche Orientierung dominiert. Insge-

samt ist das Wissen über historische und aktuelle Zusammenhänge zu Migrations- und Integrations-

fragen in der Gesellschaft sehr unterschiedlich ausgeprägt. Nicht allen ist das Nachwirken der histori-

schen politischen Zusammenhänge (der europäischen, inklusive der deutschen, Kolonialgeschichte) 

für die aktuellen ökonomischen Abhängigkeitsbeziehungen zwischen dem globalen Norden und Sü-

den oder die aktuelle politische Situation in den Ländern des globalen Südens und damit auch für einen 

Teil der Migrationsbewegungen bewusst. Auch zu Integrationsfragen und damit verbundenen Prob-

lemen und Konflikten fehlt teilweise konkretes Wissen in der Gesellschaft.9 Der Wissensstand ist in 

den Verwaltungen und auf den verschiedenen politischen Ebenen, insbesondere in Bereichen, die we-

nig mit Integrationsfragen zu tun haben, nur bedingt besser. Das wirkt sich in der Regel limitierend 

                                                                    

8 Die Informationskästen 1-3 sind eine zusammenfassende Analyse der jeweiligen Themen auf Grundlage der 

kommunalen Integrationskonzepte und integrationsbezogenen Dokumenten. 
9 Die Fachstelle für Integration in Schwerin hatte eine Straßenaktion zu Migrationszahlen gemacht und dabei 
festgestellt, dass Schweriner*innen kaum über genaue Kenntnisse zu den Migrationszahlen in der eigenen Stadt 
verfügen (Integrationsbeauftragte 30.01.2020). 
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darauf aus, wie sehr an diesen Stellen kommunale Integrationsziele und die Arbeit der Integrations-

beauftragten unterstützt werden. 

Um zu veranschaulichen, welche Rolle spezifisches Wissen über Integrationsprozesse konkret bei der 

Ausarbeitung von Handlungsansätzen spielen kann, soll an dieser Stelle ein selektives Schlaglicht auf 

das Thema in den Partnerkommunen des Projekts gerichtet werden. Schwerin stellt diesbezüglich ein 

interessantes Beispiel dar, da auf Grund der zahlreich vorliegenden Konzepte und Berichte zur Integ-

rationsarbeit, unterschiedliche Entwicklungen in diesem Punkt sehr gut nachverfolgt werden können. 

Wie in den anderen Kommunen auch, ist das grundsätzliche Verständnis von Integration in Schwerin 

als ein auf Dauer angelegter, wechselseitiger Prozess beschrieben (Schwerin Integrationskonzept 

2018: 6, 2022: 1). Wechselseitigkeit setzt eine Öffnung, Auseinandersetzung und Veränderung bei al-

len Beteiligten voraus, aber auch damit, was jeweils beibehalten werden kann. Die Integrationskon-

zepte sprechen in diesem Zusammenhang von einer „gemeinsamen Wertebasis“, der „Angleichung 

der Lebenslagen […] ohne Aufgabe der jeweils eigenen kulturellen Identität“ (ebd.). Trotzdem kann 

das, was unter diesen Formulierungen im Detail verstanden wird, sich abhängig vom Wissen zum 

Thema unterscheiden. 

In Schwerin wurde Dank der Aufnahme des Stadtteils Neu Zippendorf 1999 in das Programmgebiet 

Soziale Stadt und wenig später auch des Mueßer Holz‘ (2001) bereits früh die Aufmerksamkeit auf die 

Integrationssituation von Menschen mit Migrationsgeschichte gerichtet. Damals handelte es sich 

hauptsächlich um die Annäherung zwischen „Alteingesessenen“ und russischsprachigen Migrant*in-

nen (Difu 2002: 23), auf Empfehlung des Berichts wurden interkulturelle Stadtteilmanagementteams 

für Wirtschaft und Soziales ab 2001 im Programmgebiet etabliert (ebd.: 34). Der Vorteil war das vor-

handene Erfahrungswissen der Stadtteilmanager*innen mit eigener Migrationsbiographie, ihre 

Kenntnisse der spezifischen Problemlagen, Kontakte in die community und mit ihnen auch die Mög-

lichkeit der mehrsprachigen Ansprache dieser. Gleichzeitig wurden dadurch bei migrantischen Vertre-

ter*innen die Übersetzungskompetenzen und Professionalisierung gefördert. Das führte dazu, dass 

2008 einer der Stadtteilmanager mit Migrationsbiografie zum Integrationsbeauftragten der Stadt be-

rufen wurde. Die Stadt hatte sich damit für eine Besetzung der Stelle mit einer Person entschieden, 

die Erfahrungswissen mit professionellem Wissen aus der Quartiersarbeit zusammenbringen konnte. 

Ein Blick auf die Handlungsschwerpunkte in den Integrationskonzepten zeigt, wie sich spezifische Wis-

senskombinationen auf einige Handlungsansätze im Integrationsbereich auswirken. 

Zwar betont das Integrationskonzept aus der Zeit des Beauftragten mit Migrationsbiografie ausdrück-

lich auch die Pflicht Zugewanderter Deutsch zu lernen (Schwerin Integrationskonzept 2011: 4), ver-

weist jedoch an verschiedenen Stellen explizit auch auf die Mehrsprachigkeit als eine Ressource der 

Migrant*innen (ebd.: 14f.). Angelehnt an die Handlungsempfehlungen der Universität Rostock (Hess 

et al. 2008: 57f.) wird ein entsprechendes Handlungsfeld „Bedeutung der Muttersprache anerkennen“ 

formuliert. Hier wird die Vermittlung der Muttersprache durch die Eltern explizit unterstützt und die 

Bedeutung der Muttersprache für den Sozialisationsprozess und den Erwerb der Zweitsprache hervor-

gehoben (Schwerin Integrationskonzept 2011: 15). 
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Aus der Perspektive der Aufnahmegesellschaft, die in der Regel in kommunalen Konzepten stärker 

sichtbar wird, werden zumeist gute Deutschkenntnisse priorisiert, während die Bedeutung von Her-

kunftssprachen selten explizit gemacht wird (vgl. dazu Hess et al. 2008: 34ff., 57f.) Das ist auch im 

späteren Schweriner Integrationskonzept von 2018 zu beobachten, das unter der Ägide des Sozialde-

zernenten entstand und in dem die Bedeutung der Herkunftssprache wieder in den Hintergrund10 und 

die ausnehmende Bedeutung von guten Deutschkenntnissen für den Integrationsprozess hervorge-

hoben wird (ebd.: 30). Im aktuellen Konzept (2022: 16ff.) wird die Bedeutung der Herkunftssprache 

und die Förderung ihres Erhalts, wenn auch weniger herausgehoben, wieder als Handlungsansatz an-

geführt.11 In jüngster Zeit wird auch von Seiten des Bundes Aufmerksamkeit auf die verschiedenen, 

bedeutsamen Aspekte der Herkunftssprachen gelenkt (Fachkommission Integrationsfähigkeit 2021: 

107). Das Beispiel zeigt, dass die Aufmerksamkeit für spezifische Themen nicht nur über die Jahre, 

sondern auch mit den Autor*innen der Arbeitskonzepte, abhängig von ihrem Blickwinkel auf die The-

matik, variieren. 

 

Abbildung 5 Zugänge zur Herkunftssprache in den Integrationskonzepten 2011, 2018 und 2022. 

                                                                    

10 Herkunftssprachlicher Kenntnisse wird im Rahmen der Anerkennung von Fremdsprachenkenntnissen im 
Schulkontext thematisiert (ebd.: 31). 
11 Dieses lag in der Verantwortung der aktuellen Integrationsbeauftragten, die zuvor u. a. im Bereich Deutsch als 
Zweitsprache (DAZ) tätig war. 
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Als ein weiteres Beispiel dafür kann die Aufnahme des Handlungsfelds „Förderung der politischen Par-

tizipation Zugewanderter“ im Integrationskonzept 2011 gelten, das mit verschiedenen konkreten 

Maßnahmen zur Förderung untersetzt ist (ebd.: 30). Diese sehr deutliche Ausformulierung migranti-

scher Mitbestimmungsinteressen ist so im späteren Integrationskonzept von 2018 nicht mehr zu fin-

den. Das aktuelle Konzept erwähnt die Notwendigkeit, die Thematik perspektivisch anzugehen, kon-

kret angedacht wird die Etablierung eines Migrationsbeirats (Schwerin Integrationskonzept 2022: 44). 

Bei beiden Beispielen werden gewisse Einschnitte deutlich. Auch wenn im Konzept 2018 der differen-

zierte und erhöhte Integrationsbedarf für Menschen, die schon länger in Schwerin leben, vermerkt 

wird (ebd.: 6), schlägt sich dies im Konzept nicht primär handlungsleitend nieder. Der Unterschied 

lässt sich zum einen mit dem unterschiedlichen Fokus der Konzepte begründen, 2011 auf die Bedürf-

nisse der seit den 1990ern zumeist russischsprachigen Zugewanderten und ab 2018 auf die Bedürf-

nisse der jüngst hinzugekommenen Geflüchteten, deren schnelle Erstversorgung vorrangiges Ziel für 

die Stadt war. Der Wandel zeigt aber auch, dass mit dem Zuzug der Geflüchteten die von früheren 

Migrant*innen formulierten Ziele und Interessen vorübergehend aus dem Blickfeld der Integrations-

arbeit sowie der entsprechenden Handlungsansätze geraten sind, auch wenn der frühere Integrations-

beauftragte im Fachdienst weiterhin tätig ist. Diese Neuorientierung kann nicht automatisch mit ei-

nem Wissensverlust gleichgesetzt werden, doch eine fehlende Thematisierung kann auch schnell zu 

einer fehlenden Legitimation für bestimmte Positionen und Handlungsansätze führen. Es verhindert, 

dass Integration konzeptionell als Kontinuum von der Ankunft und Erstversorgung über die institutio-

nelle Eingliederung bis hin zur aktiven Partizipation und gesellschaftlichen Mitgestaltung für Bür-

ger*innen mit einer länger zurückliegenden und jüngeren Migrationshistorie sichtbar wird. 
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Infokasten 2: Das Thema Diskriminierung und Rassismus in den kommu-
nalen Integrationskonzepten  

Leoni Keskinkılıç 

Eine zentrale Herausforderung der kommunalen Integrationsarbeit ist der Abbau von Hürden und die Stär-
kung von Zugangschancen zu zentralen gesellschaftlichen Bereichen wie Bildung, Arbeit, Wohnen und politi-
sche Partizipation. Studien zeigen, dass ungleiche Teilhabechancen für in Deutschland lebende Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund bestehen (vgl. Hanewinkel & Oltmer 2017, BpB 2022). Diskriminierung und 
Rassismus sind häufig Gründe, dass Personen mit Flucht- oder Migrationserfahrung aufgrund von bestimmten 
Merkmalen und Zuschreibungen wie Herkunft, Sprache, Religion und Hautfarbe erschwert Zugang zu Bildung, 
Arbeit, Wohnen, etc. finden. Rassistische Diskriminierung nimmt in Deutschland laut aktuellen Studien ten-
denziell zu (SVR-Forschungsbereich 2018b, ADS 2019). Zeitgleich steigt aber auch das Bewusstsein für und 
das Engagement gegen Rassismus und Diskriminierung in Deutschland (DeZIM 2022), was das Beispiel der 
erstmaligen Ernennung einer „Beauftragten der Bundesregierung für Antirassismus“ im Jahr 2022 zeigt (BPA 
2022). 

Die Auseinandersetzung mit Anti-Diskriminierung und Anti-Rassismus spielt in der kommunalen Integrations-
arbeit eine wichtige Rolle, will man das Verständnis von Integration als wechselseitigen Prozess und im Sinne 
von Chancengleichheit umsetzen. In den Integrationskonzepten von Cottbus und Halle (Saale) sind dazu rich-
tungsweisende Formulierungen zu finden: Beide Kommunen beschreiben den Abbau von sozialen Barrieren 
zwischen „Aufnahmegesellschaft“ und „Eingewanderten“ als zentralen Handlungsbereich, der durch die Stär-
kung von Diversitätsoffenheit und Antidiskriminierungsarbeit bearbeitet werden soll. In den Konzepten sehen 
die Kommunen etwa die Implementierung von Dialogen vor, um in der Stadtgesellschaft „Vorurteile“, „Miss-
verständnisse“ und „fehlendes Wissen übereinander“ abzubauen und den „Prozess des Zusammenwachsens“ 
voranzubringen (vgl. Cottbus Integrationskonzept 2019, Halle Integrationsleitbild 2006: 3, Halle Integrations-
bericht 2010: 12). Die Stadt Halle (Saale) widmet dem Themenkomplex Menschenrechte, Rassismus und Dis-
kriminierung bereits in ihrem Integrationsleitbild 2006 ein ganzes Kapitel und definiert den kommunalen Ver-
antwortungsbereich wie folgt: „Dem Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung kommt gesellschaftspoli-
tisch eine wachsende Bedeutung zu. Nicht nur die Wahlerfolge rechter Parteien und der Anstieg politisch mo-
tivierter Straftaten in jüngster Zeit zeigen, wie groß der Bedarf an klaren Standpunkten und geeigneten Maß-
nahmen gegen Rassismus, Diskriminierung und Radikalismus in jeglicher Form ist. (…) Die Achtung der 
Menschrechte ist eine zentrale Leitlinie der kommunalen Politik der Stadt Halle (Saale)“ (ebd.: 9f.). Neben der 
Gründung eines kommunalen „Präventionsrats gegen Rassismus, Gewalt und Kriminalität“ und der Einrich-
tung einer Antidiskriminierungsstelle zielt die Stadt auf die breite Vermittlung von interkulturellen Kompe-
tenzen und die interkulturelle Öffnung von Verwaltung und Institutionen (ebd.: 10).  

Eine ähnliche Relevanz spricht Cottbus dem Themenkomplex im Integrationskonzept 2019 zu. Die Stadt ent-
wickelt beispielsweise eine erweiterte politische Definition der „besonderen Schutzbedürftigkeit“ von Ge-
flüchteten, die auch bei Rassismus- und Diskriminierungserfahrung Schutz gewähren soll: „Einzelne zugewan-
derte Menschen brauchen besonderen Schutz: Gewaltschutzkonzepte bilden nur einen Teil des Schutzbedarfs 
geflüchteter Menschen ab. Diese richten sich in erster Linie auf Frauen und Kinder als Betroffene bzw. Opfer. 
Aber die Schutzerfordernisse betreffen auch Menschen, die sexualisierte oder Beziehungsgewalt sowie rassis-
tische Gewalt und diskriminierende Behandlung erleben“ (Cottbus 2019a). Um den Abbau von strukturellen 
Barrieren zu fördern, richtet Cottbus außerdem ein Beschwerdemanagement „für alle geflüchteten Men-
schen unabhängig ihres Aufenthaltsstatus“ ein (Cottbus 2019b).  

Im Vergleich zu diesen Themensetzungen von Cottbus und Halle (Saale), die Anti-Diskriminierung und Anti-
Rassismus als Teil der kommunalen Integrationsarbeit aufgreifen, wird diesbezüglich im 2018 veröffentlichten 
Schweriner Integrationskonzept zunächst eine Leerstelle sichtbar. Darin widmet sich ein Kapitel dem Thema 
„Sicherheit und Ordnung“, in dem Problembeschreibung und Maßnahmen sich einseitig an „auffällige Zuwan-
derer“ richten (ebd.: 44f.). Im ersten Schweriner Integrationskonzept 2011 sind allerdings die Stärkung des 
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„Engagement[s] für Menschenrechte und gegen alle Formen von Rassismus und Diskriminierung“ durchaus 
als Leitziele formuliert (ebd.: 26f.). Nachdem diese Themensetzung im Konzept von 2018 wieder herausfällt, 
wird sie in der aktuellen Fortschreibung des Integrationskonzeptes (2022) erneut aufgenommen: Ähnlich wie 
in Halle (Saale) und Cottbus sollen Diskriminierung und Rassismus über die Vermittlung von interkulturellen 
Kompetenzen und die interkulturelle Öffnung in den Bereichen Verwaltung, Bildung und Arbeit etwa durch 
Fortbildungsangebote und die Förderung von Mehrsprachigkeit abgebaut werden (ebd.: 5, 14, 20, 25). Au-
ßerdem betont die Stadt im neuen Integrationskonzept die Zusammenarbeit zwischen Stadtverwaltung und 
dem „Aktionsbündnis für ein friedliches und weltoffenes Schwerin“: Demnach unterstützt die Stadt bereits 
seit 2011 das Bündnis bei der Realisierung von Veranstaltungen, der Vernetzung von Akteur*innen und bietet 
über die „Servicestelle Integration“ Beratung und Betreuung für Vereine und Migrant*innenselbstorganisati-
onen (MSOs) an. Auf diese Weise erzielt die Stadt Schwerin die öffentliche Auseinandersetzung und Positio-
nierung „für die Achtung der Menschenrechte, für Demokratie und Toleranz und ein friedliches Zusammen-
leben“ zu stärken (ebd.: 3f.). 

Um Chancengleichheit herzustellen und den Blick dabei auch für symbolische, soziale und strukturelle Grenz-
ziehungen und Barrieren zu schärfen, setzen die aktuellen Integrationskonzepte in Cottbus, Schwerin und 
Halle (Saale) bereits wichtige Impulse, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. Indem die drei Städte in 
ihren Dokumenten die Relevanz von Anti-Diskriminierung und Anti-Rassismus anerkennen, nehmen sie in der 
jüngst steigenden gesamtgesellschaftlichen Auseinandersetzung eine wichtige Rolle ein, insbesondere auf 
kommunaler Ebene, die es in Zukunft weiter zu stärken gilt. 

Kooperationen ins Quartier 

In den Partnerstädten Schwerin und in Halle konzentriert sich der Zuzug Geflüchteter in den Quartie-

ren Mueßer Holz und Neustadt, in Cottbus dagegen im gesamten Stadtgebiet. D. h. im Mueßer Holz 

und in der Neustadt stiegen die Zahlen Zugewanderter mit den Bürgerkriegsgeflüchteten von rund 10 

% auf ca. 30 % und in Cottbus in den meisten Stadtteilen von ca. 4 % auf rd. 10 % (vgl. dazu WP 4.1). 

Für die kommunale Integrationsarbeit spielt die Verteilung der Geflüchteten im städtischen Raum eine 

große Rolle mit Blick auf die Bereitstellung von Kita- und Schulplätzen, Beratungsmöglichkeiten oder 

auch Sprachlernkursen usw. Für die Bereitstellung und Unterhaltung dieser Infrastrukturen ist die Zu-

sammenarbeit mit Aktiven und Trägern in den Quartieren wichtig. Daher ist eine wichtige Frage im 

Bereich der kommunalen Steuerung und Koordination von Integrationsarbeit, wie diese Kooperatio-

nen organisiert, eventuell auch institutionalisiert, und ausgestaltet werden, so dass eine gute gemein-

same Arbeitsbasis zwischen den Akteur*innen aus der Politik, Verwaltung und Quartiersebene ent-

steht, was die Verteilung von Informationen und Ressourcen, das Vorhandensein von Wissen betrifft. 

In Schwerin und Halle ist die Kooperation mit den Quartieren recht ähnlich organisiert. Einerseits gibt 

es in beiden Städten seit Anfang der 2000er ein aktives Netzwerk von Integrationsakteur*innen, von 

denen zahlreiche in den Zuzugsquartieren angesiedelt sind und unter denen migrantische Akteur*in-

nen zahlreich vertreten sind. Es finden regelmäßige Treffen (halbjährlich) zwischen den Integrations-

beauftragten und den Netzwerken statt. Die Treffen werden von den Beauftragten koordiniert und 

moderiert. Die Netzwerke sind in verschiedene thematische Arbeitsgruppen oder Arbeitstische unter-

gliedert, die jedoch anlassbezogen arbeiten und daher nicht gleichermaßen aktiv sind. 
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 Schwerin Halle Cottbus 

Verwaltung Fachstelle für  

Integration 

Dienstleistungszentrum 

Integration und Demo-

kratie 

Fachbereich für Bildung und 

Integration  

 

Schlüssel- 

figuren 

Integrationsbeauf-

tragte,  

Ehrenamtskoordination 

und Koordination För-

derangelegenheiten 

Integrationsbeauftragte, 

zwei Koordinationsstel-

len 

Leiterin Bildung und In-

tegration,  

Bildungskoordinatorin und 

Mitarbeitende in den Bun-

desprojekten 

Formate der 

Kooperation 

Arbeitstische des Netz-

werks  

Migration, 

Interreligiöser Dialog 

Vorbereitungsgruppen 

und Arbeitsgruppen des 

Integrationsnetzwerk, 

Ausländerbeirat 

Stadtteilkonferenzen, Fach-

konferenzen, 

MSA-Runden, 

Jour fixe mit Geflüchteten 

Netzwerk Cottbus, 

Beirat für Integration und 

Migration 

in den Quartie-

ren 

QM + Lenkungskreis 

(Soziale Stadt), 

Verein: Die Platte lebt, 

Netzwerk Migration, 

Soziale Träger und ge-

förderte Projekte 

 

QM (Soziale Stadt) -> 

Kiezkonferenz Südliche 

Neustadt, 

Integrationsnetzwerk, 

Soziale Träger, geför-

derte Projekte 

 

QM (Soziale Stadt),  

Soziales Netzwerk Sandow, 

soziale Träger und geför-

derte Projekte 

Tabelle 2 Koordinationsstrukturen und Akteure der Integrationsarbeit in den Quartieren 

Die Netzwerke stellen in erster Linie Gremien der gemeinsamen Beratung, Abstimmung und Diskus-

sion über strategische Handlungsansätze dar. In Schwerin wurden die Integrationskonzepte 2011 mit 

Aktiven des Netzwerks erarbeitet bzw. das von 2022 in den Arbeitstischen des Netzwerks Migration 

vorbereitet. Auch die Diskussionen zur besseren Koordination zwischen Haupt- und Ehrenamt sowie 

zur besseren Anerkennung des Ehrenamts fanden hier statt. In Halle gibt es zusätzlich zum Netzwerk, 

das die Perspektiven hauptamtlich und ehrenamtlich in der Integrationsarbeit Aktiver vertritt, seit 
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1999 einen gewählten, ehrenamtlichen Ausländerbeirat, der die migrantische Perspektive im Stadtrat 

und seinen Ausschüssen vertritt (Halle Satzung Ausländerbeirat 2017).12 

In Schwerin, Halle und Cottbus gehören die Zuwanderungsquartiere zum Programmgebiet Soziale 

Stadt (seit 2020 Sozialer Zusammenhalt)13, Neu-Zippendorf und Mueßer Holz seit 1999 bzw. seit 2001, 

Halle-Neustadt seit (1999) 2009 und Cottbus Sandow seit 2008, das hier Quartiersmanagements 

(QMs) eingerichtet hat. Insbesondere in Schwerin und Halle laufen zahlreiche Maßnahmen, die auch 

der Integrationsarbeit in den Quartieren zugerechnet werden können, über das Programm. Im neuen 

Schweriner Integrationskonzept wird die spezifische Form des Zusammenwirkens der unterschiedli-

chen Ebenen und ihre Funktion beschrieben. Wie die Abbildung 6 zeigt, findet die Integrationsarbeit 

auf Quartiersebene statt, in den Projekten sozialer Träger und Initiativen. Die Aufgabe des QMs ist es, 

die Angebote zu bündeln und zu steuern, während die Fachstelle lokale Akteur*innen unterstützt, be-

rät, vernetzt und die Öffentlichkeitsarbeit übernimmt (Schwerin Integrationskonzept 2022: 11f.). 

 

Abbildung 6: Das Zusammenwirken der unterschiedlichen kommunalen Ebenen in der Integrationsarbeit in 
Schwerin. 

                                                                    

12 In Cottbus wurde 2019 ein Beirat für Integration und Migration aufgestellt, in Schwerin sind in 2023 die Vorbe-
reitungen für die Gründung eines Beirats angelaufen. 
13 Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 2021 

FS 
Integration

„unterstützt, berät,

verknüpft“

Projekte „gestalten 

Integration auf 
Quartierseben“

QM

„Steuert und 
bündelt Angebote 

im Quartier“
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In Halle ist die Betreuung des Programms Soziale Stadt, wie auch in Cottbus, im Stadtplanungsamt 

angesiedelt, in Schwerin war dafür zwischenzeitlich das Sozialdezernat zuständig. Die Kooperation 

zwischen dem Quartiersmanagement, das von der AWO SPI betrieben wird, und der Integrationsstelle 

erfolgt in Halle hauptsächlich im Arbeitskreis gesellschaftlicher Zusammenhalt des Integrationsnetz-

werkes (QM 28.09.2020, Leiterin AWO SPI 17.02.2021). 

In Schwerin wurde über das Programm Soziale Stadt ein Lenkungskreis im Quartier etabliert, der vom 

QM moderiert wird. Dieser besteht aus Vertreter*innen der Stadtplanung, der Fachstelle Integration, 

des Migrationsnetzwerks, verschiedener Projekte, Wohnungsunternehmen und des Ortsbeirats, die 

sich regelmäßig treffen, über ihre Arbeit und die Herausforderungen im Quartier austauschen, ge-

meinsame Strategien und Maßnahmen absprechen sowie über die Projektanträge zur Unterstützung 

aus dem Verfügungsfond des Programms Sozialer Zusammenhalt entscheiden.  

In Halle gibt es so ein Gremium nicht, das die unterschiedlichen Politik- und Arbeitsebenen zusam-

menführt. Hier hat das QM jedoch zur besseren Koordination im Quartier eine Kiezkonferenz der Trä-

ger und Aktiven für Teilbereiche der Neustadt ins Leben gerufen, die der Vernetzung und Absprache 

gemeinsamer Strategien und Herausforderungen dienen. 

In Cottbus stellte sich die Situation in einigen wesentlichen Punkten anders dar. Einerseits arbeitete 

über das Programm Soziale Stadt/Sozialer Zusammenhalt im Forschungsquartier Sandow zwar ein 

QM, aber keine vergleichbar institutionalisierten Netzwerkstrukturen wie in Schwerin und Halle. An-

dererseits gab es in der Stadtverwaltung parallel zur Integrationsbeauftragten eine koordinierende 

Stelle für migrationsbezogene Bildungs-, Sozial- bzw. Beratungsprojekte – der Fachbereich für Bil-

dung und Integration, der im Rückgriff auf die Prinzipien der Gemeinwesenarbeit einen starken Fokus 

auf das Quartier, die Bedarfe der Bewohner*innen sowie die Aktivierungs- und Beziehungsarbeit setzt 

(Bereichsleitung Bildung und Integration 07.07.2020). 

In der Vergangenheit haben sich in Cottbus anlassbedingt über die Jahre Netzwerke von Initiativen 

gegen rechte Strukturen und von Vereinen und Trägern zur Unterstützung von Flucht, Asyl und Mig-

ration etabliert. Bevor die heutige Leiterin des Fachbereichs ihre Stelle als Koordinatorin im Sozialde-

zernat 2016 antrat, war die zu Migrationsthemen promovierte Sozialpädagogin ehrenamtlich in die-

sem Netzwerk aktiv und hauptamtlich in Migrationsprojekte involviert (Bereichsleitung Bildung und 

Integration 07.07.2020). Als sie die Aufgabe in der Verwaltung übernahm, die kommunale Arbeit im 

Bereich Asyl zu konzipieren, lag es nahe, eben diese Netzwerke/Initiativen und Träger einzubinden. 

Dabei wurde von Seiten der Initiatorin sehr bewusst mit dem Ansatz der Gemeinwesenarbeit die Pri-

orität auf einen strukturierten Austausch, die Vernetzung, gemeinsame Diskussion und Strategiepla-

nung mit Blick auf die spezifischen Bedarfe in der Quartiersarbeit gelegt (Bereichsleitung Bildung und 

Integration, 07.07.2020). Mit Blick auf die strukturellen und organisatorischen Charakteristika des spe-

zifischen Akteur*innenfeldes, aber auch der Position und Geschichte der Initiatorin lag es sicher nahe, 

nicht sofort eine neue Struktur in Form eines institutionalisierten Netzwerks zu gründen, sondern ei-

nen behutsamen Prozess der Verständigung und Kooperation zwischen den aktiven und „relativ auto-

nomen Akteur*innen“ anzustoßen, wofür sich temporäre, anlassbezogene Formate, die nicht gleich 
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neue Hierarchien zementieren, eher eignen. So gibt es in Cottbus zum einen die situationsbedingte 

Form der Kooperation in Form von Fachtreffen oder Workshops mit einer Vielzahl von Akteur*innen, 

den haupt- und ehrenamtlich Aktiven in den Quartieren, der Stadtverwaltung und -politik und teil-

weise auch mit Vertreter*innen der Landesregierung. Den Grundstein dafür legten die Stadtteilkon-

ferenzen mit allen Akteur*innen, den Quartiersmanager*innen, Arbeitskreisen, Aktiven aus den Be-

reichen „Aufnahmegesellschaft“ oder „Beratungsstruktur“, die in Kooperation mit den Mobilen Bera-

tungsteams gegen Rechtsextremismus 2016/17 organisiert wurden. Sie dienten dem Austausch über 

die Arbeit, typische Problemkonstellationen, vorhandene Organisationsstrukturen, zur Vernetzung 

und Formulierung der Unterstützungsbedarfe. Diese wurden protokolliert und (mit Erfolg) an die Lan-

desregierung weitergetragen, woraus sich dann das gut ausfinanzierte Netz der Migrationssozialar-

beit in Cottbus entwickelte, das auf die Regelstrukturen und die Quartiere ausgeweitet auch Zuge-

wanderten nach ihrer Anerkennung offensteht (Cottbus Umsetzungskonzept Migrationssozialarbeit 

2017, Bereichsleitung Bildung und Integration 07.07.2020). In diesem Rahmen haben sich in der Folge 

einige regelmäßige Arbeitsformate in und mit den Akteur*innen in den Quartieren etabliert, die quar-

talsweisen Treffen der Migrationssozialarbeit und wöchentliche Treffen mit dem Cottbuser Geflüch-

teten Netzwerk. Auch im Forschungsgebiet Sandow, wo eine ernsthafte Diversifizierung der Bewoh-

nerschaft 2016 einsetzte und entsprechende Strukturen sowie Unterstützungsangebote bis auf das 

Quartiersmanagement bis dahin nicht vorhanden waren, initiierten Mitarbeiter*innen sozialer Träger 

das Netzwerk Sandow, dass sich regelmäßig im Quartier trifft. Darüber hinaus erwies sich aber auch 

das Format der anlassbezogenen und fachübergreifenden Workshops oder Fachtreffen, trotz seines 

nicht institutionalisierten Charakters, weiterhin als sinnvoll. Die ebenen- und ressortübergreifenden 

Treffen werden gut besucht und dienen der problemorientierten Bündelung von Positionen und der 

Fundierung einer gemeinsamen Strategie (entweder gegenüber der Stadt oder dem Land).  

Der Erfolg dieser vergleichsweise jungen Vernetzungsgeschichte in Cottbus, der u. a. in den zahlrei-

chen und differenzierten Angeboten der Migrationssozialarbeit besteht (Cottbus Wirkungsbericht 

Migrationssozialarbeit 2020), ist im Wesentlichen auf drei Aspekte zurückzuführen: den Einbezug ak-

tivistischer Strukturen, der starken Orientierung an Prinzipien der Gemeinwesenarbeit im Fachbereich 

Bildung und Integration, wodurch die unterschiedlichen Wissensbestände und Arbeitsformen aktivis-

tischer, migrantischer und staatlicher Akteur*innen miteinander verknüpft werden konnten. 
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Umgang mit Segregation in den Stadtverwaltungen von Schwerin und Halle 
(Saale)14 

Zusammenfassung von Madlen Pilz 

Segregation ist ein Thema, das in der Stadtforschung mit zu den am längsten erforschten gehört, erste 

Forschungen dazu haben in den Industriestädten der USA in den 1920er Jahren stattgefunden (Park 

1925). Jüngere Forschungen zeigen, dass verschiedene Segregationsdynamiken zunehmend auch ost-

deutsche Städte prägen (z. B. Helbig & Jähnen 2018; Münch 2013: 267 f.).15 In der Forschung wird zwi-

schen residentieller Segregation in Bezug auf Alter, soziale Situation oder Herkunft/Migration unter-

schieden. Insbesondere im Kontext der Zuwanderung ruft das Thema in öffentlichen Debatten häufig 

Ängste vor einer „Parallelgesellschaft“ wach (Ronneberger & Tsianos 2009a). In der Stadtforschung 

werden diese jedoch seit längerem kritisch diskutiert, da die Zahl der Forschungen wächst, welche die 

Vorteile für Ankommende wie auch für Verwaltungen von sog. Zuwanderungs- oder auch Ankunfts-

quartieren aufzeigen (El-Kayed et al. 2020; Hanhörster & Hans 2019). 

Die Städte Schwerin und Halle (Saale) bilden zwei paradigmatische Beispiele. Marcel Helbig und Ste-

fanie Jähnen haben bereits 2014 für 74 bundesdeutsche Städte den Segregationsindex für die soziale, 

ethnische und demographische Segregation berechnet. Ihren Ergebnissen zufolge fielen beide Städte 

schon vor der Zuwanderung von 2015 mit besonders hohen Segregationswerten auf (2018: 28ff. und 

140ff.).16 Bei der Betrachtung von Segregationsprozessen in Ostdeutschland stellen die aufgrund des 

Strukturwandels höhere Arbeitslosenquote (ebd.: 266) sowie die große Verfügbarkeit von Wohn-

raumbeständen zu den sog. KdU-Sätzen17 in den Großwohnsiedlungen eine Besonderheit dar. Der Zu-

zug Eingewanderter in diese Quartiere wird des Weiteren auch durch Diskriminierungen auf den in-

nerstädtischen Wohnungsmärkten befördert, die die Wohnstandortwahl für Zugewanderte zusätzlich 

eingrenzen (Bernt & Böhmer 2023; El-Kayed & Hamann 2018). Diese Entwicklungen haben seit 2015 

zu einer weiteren Zunahme eingewanderter Bürger*innen in den Quartieren Mueßer Holz in Schwerin 

                                                                    

14 Das Kapitel stellt eine selektive Zusammenfassung des 2023 publizierten wissenschaftlichen Beitrags „‚Das 
korrespondiert mit der Studie‘. Wissensregime der Segregation in den kommunalen Verwaltungen in Schwerin 
und Halle (Saale)“ von Madlen Pilz und Matthias Bernt in der Zeitschrift „Berichte. Geographie und Landes-
kunde“ dar. 
15 Besonders stark, so die Autor*innen, ist die Segregation dabei in „Doppelstädten“ wie Halle (Saale), Schwerin 
und Chemnitz, in denen die historischen Altbauquartiere deutlich von den in industrieller Bauweise errichteten 
Großwohnsiedlungen getrennt sind. Hier haben sich vor allem in den Großwohnsiedlungen im letzten Jahrzehnt 
deutliche Konzentrationen von Armutshaushalten entwickelt. 
16 Für Halle liegen bereits einige Studien zur Problematik vor, das Zentrum für Sozialforschung Halle (ZSH) führt 
seit 1993 regelmäßig Bürgerumfragen im Auftrag der Stadt durch und widmete sich 2019 der Auswertung dem 
Thema der Segregation in der Stadt, nahm diese dabei auch unter dem Aspekt der politischen Partizipation, der 
Fortzüge bestimmter Bevölkerungsgruppen und der Einkommen in den Blick (Jaeck 2019). Auch Monitorings 
des Leibniz-Instituts für Raumbezogene Sozialforschung (IRS) arbeiteten die wachsenden Unterschiede zwi-
schen den Großwohnsiedlungen und den Innenstadtvierteln heraus (z. B. Bernt & Hausmann 2019). 
17 KdU - Kosten der Unterkunft, die zu einer bestimmten Höhe für Leistungsempfänger von den Jobcentern über-
nommen werden. 
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und Neustadt in Halle geführt18 (siehe dazu auch WP 4.1). Für die Stadtverwaltungen stellen diese Ent-

wicklungen einerseits ein Problem, andererseits aber auch die Möglichkeit her, die Betreuung „finan-

ziell komprimierter“ gestalten zu können (Schwerin Fachstelle Integration 04.03.2020). Ausgehend 

von der Tatsache, dass sowohl Halle (Saale) als auch Schwerin Beispiele einer ausgeprägten Segrega-

tion zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen und neuerdings auch zwischen der Mehrheitsbe-

völkerung und Migrant*innen darstellen und sich die Großwohnsiedlungen zu zentralen Orten der Zu-

wanderung entwickelt haben, wird der folgende Abschnitt eingehender darstellen, wie diese Entwick-

lungen in den Stadtverwaltungen konkret thematisiert bzw. problematisiert und behandelt werden. 

Das Konzept der residentiellen Segregation beschreibt die „ungleiche Verteilung von Wohnorten un-

terschiedlicher sozialer Kategorien (Klassen, Schichten, Haushalts- oder Milieutypen, Altersgruppen 

sowie ethnischen Gruppen) im Raum“ (Dangschat 1997: 620). 

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Segregation begann in den USA im Laufe der 1920er 

Jahre (Park 1925). Seitdem differenziert sich die Forschung zu dem Thema immer weiter aus, wobei 

grob formuliert zwei Argumentationsrichtungen, zwischen dem Fokus auf die negativen Folgen der 

Segregation und die positiven Effekte für die Bewohner*innen in den Quartieren, zu unterscheiden 

sind. Einigkeit herrscht jedoch in Bezug auf die Entstehung der Segregation als Folge eines gesamt-

städtischen Prozesses und unterschiedlicher „Ursachencluster“ (Dangschat 2014: 64); dabei greifen 

Aspekte wie die soziale Ungleichheit, die Ungleichheit städtischer Teilgebiete (bspw. in Bezug auf 

Lage, Erreichbarkeit, Qualität der Wohnungsbestände, Imagezuweisungen), Zuweisungsmechanis-

men auf dem Wohnungsmarkt sowie Wohnpräferenzen und das Interesse am Zusammenleben mit 

Personen, die den eigenen Wertvorstellungen entsprechen („freiwillige“ Segregation), ineinander. 

Segregation kann zwar durch Indizes gemessen werden – das Ausmaß der Segregation sagt aber letzt-

lich nichts über die Integration oder Desintegration sozialer Gruppen aus. Die Vorstellung, dass ein 

hohes Maß an Segregation gleichbedeutend mit einem hohen Maß an „sozialer Spaltung“ sei, gilt 

mittlerweile weitgehend als „Sackgasse des Denkens“ (vgl. z. B. Slater 2013; Häußermann & Siebel 

2004: 139ff.). 

In der politischen und planerischen Praxis kommt es jedoch – verglichen mit diesem Forschungsstand 

– häufig zu einer Engführung in der Wahrnehmung von Segregation (z. B. Hanhörster et al. 2020; 

Dangschat 2014; Häußermann 2008). Typisch sind dabei aus unserer Sicht folgende Annahmen: 

 Für die Bekämpfung von Segregation wird in der Regel die Nachbarschaftsebene adressiert, 

während auf anderen räumlichen Ebenen verortete Prozesse (bspw. Zuweisungsmechanis-

men auf dem Wohnungsmarkt) außen vor bleiben. 

 Segregation wird nur in Bezug auf die Konzentration armer oder ethnifizierter Bevölkerungs-

gruppen diskutiert. Eine Segregation einkommensstarker Bevölkerungsgruppen (bspw. in 

                                                                    

18 Auf gesamtstädtischer Ebene beträgt der sogenannte Ausländeranteil 2019 in Halle (Saale) 9,9 % und in 
Schwerin 8,1 % (Stadtverwaltungen Halle (Saale) und Schwerin). 
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gated communities oder durch Gentrifizierung) erscheint demgegenüber nicht als kommu-

nalpolitisch relevantes Problem. 

 Aus einer normativen Perspektive wird Segregation mit mangelnder gesellschaftlicher In-

tegration gleichgesetzt. Eng damit verbunden ist häufig die Theorie von „Nachbarschaftsef-

fekten“ - also der Idee, dass eine räumliche Konzentration sozial Benachteiligter zu einer zu-

sätzlichen Benachteiligung führt, obwohl dies in der empirischen Forschung vielfach getestet 

wurden, konnten sie bislang nicht nachgewiesen werden (Slater 2021: 109–136; Kurtenbach 

2017; Harding & Blokland 2014: 160 ff.). 

In Schwerin haben bereits frühere kommunale Arbeitsdokumente auf die wachsende Veränderung der 

Alters- und Sozialstruktur im Quartier verwiesen (Difu 2002: 12 f.), allerdings stufte noch das Inte-

grierte Stadtentwicklungskonzept von 2015 Segregation nur als einen potenziellen Risikofaktor für die 

Quartiersentwicklung ein (Schwerin ISEK 2015, 48). Einen Wendepunkt stellte hier die Studie des WZB 

(Helbig & Jähnen 2018) dar. In Halle hingegen wurde die Thematik in städtischen Dokumenten seit 

den 2000er Jahren als Problem benannt (NOK 2001). 

In Schwerin hatte die Studie des WZB einen großen Einfluss auf die Thematisierung und den Umgang 

mit Segregation in der kommunalen Verwaltung, woraus verschiedene handlungspraktische Konse-

quenzen folgten. Zum einen wurde das Thema ins Bewusstsein der Stadtöffentlichkeit gerückt, indem 

öffentliche Gesprächsrunden mit geladenen Gästen, u. a. auch Marcel Helbig, organisiert wurden (z.B. 

Talk vor Ort in Schwerin: Armes Viertel – reiches Viertel am 28.01.2020). Zum anderen wurde die Neu-

aufstellung der Quartiersarbeit vorangetrieben und relevante kommunale Arbeitskonzepte überarbei-

tet und an die aktuelle Situation im Quartier Mueßer Holz angepasst. Ein Handlungsprogramm Mue-

ßer Holz für die Jahre 2017-2020 (2018) wurde im Sozialdezernat erarbeitet, auch das Integrationskon-

zept wurde mit Blick auf Flucht und Asyl aktualisiert sowie die Konzepte Kitabedarf und Jugendsozial-

arbeit. 

Das Mueßer Holz wird in diesen Konzepten als ein „besonders belasteter Ortsteil“ (Schwerin Integra-

tionskonzept 2018: 9) beschrieben, die räumliche Konzentration der neu Zugewanderten als Teil des 

Problems und Folge der „ungleichen Verteilung der Bevölkerungsgruppen über städtische Teilge-

biete“ definiert (Schwerin Handlungsprogramm 2018: 5). Der Segregationsbegriff wird hier als Klam-

mer für eine Reihe sozialer Probleme und Bedingungen im Quartier benutzt, die hohe Zahl der SGB-

II-Empfänger*innen und Bedarfsgemeinschaften, die hohe Arbeitslosenquote unter Jugendlichen so-

wie die überproportionale Ansiedlung von Migrant*innen, Geflüchteten und Asylbewerber*innen 

(ebd.: 5f.).  

In den Konzepten wird eine Reihe von Handlungsansätzen vorgestellt, die auf Quartiersebene dem 

Problemkomplex auf unterschiedliche Weise entgegenwirken sollen. Dabei spielt die Jugendthematik 

eine wesentliche Rolle „bei dem man gut den Fuß in die Tür bekommt“ (Sozialdezernent 30.01.2019). 

Die Maßnahmen im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit bilden einen wesentlichen Schwerpunkt, da 

hierfür zusätzlich Mittel aus dem städtischen Haushalt eingeplant werden konnten, mit denen zusätz-

liche Stellen eingerichtet und drei neue Kinder- und Jugendtreffs im Mueßer Holz eröffnet wurden 
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(Schwerin Integrationskonzept 2018: 22). Des Weiteren wurde auch ein neues Quartiers- und Begeg-

nungszentrum – der Campus am Turm19 mit einer Dependance des Jobcenters, des Quartiersmanage-

ments und der Volkshochschule mit Beratungsangeboten, Sprachworkshops, Musikunterricht und 

Kochschule eingerichtet (Schwerin Handlungsprogramm 2018: 11ff, 17f). 

Etwas anders kann die Situation in Halle beschrieben werden, wo eine frühzeitige und vielfältige The-

matisierung der Problematik in verschiedensten kommunalen Arbeitskonzepten seit 2001 (NOK) er-

folgt ist. Dabei ist insbesondere in jüngeren Konzepten eine Tendenz der Normalisierung zu verneh-

men: 

- „in Halle (Saale) [sind, Anm. d. A.], wie in vielen anderen Städten auch, Segregationspro-

zesse zu beobachten“ (Integrationsleitbild 2006: 23).  

- „Die unterschiedliche Entwicklung in den einzelnen statistischen Bezirken ist in einem Stadt-

teil von der Größe einer deutschen Mittelstadt ganz natürlich“ (Halle Handlungskonzept „So-

ziale Stadt“ 2015: 17).  

- „Integration heißt auch die Akzeptanz von einer Quartiersbildung / Segregation ohne Isola-

tion“ (Halle Handlungskonzept „Sozialer Zusammenhalt“ 2021: 49; Halle Handlungskonzept 

„Soziale Stadt“ 2015: 35). 

In Teilen scheint auch eine intensivere Auseinandersetzung mit der wissenschaftlichen Diskussion in 

die Arbeitskonzepte einzufließen, wenn die „Sicherung eines ausreichenden Angebots im preisgüns-

tigen Wohnungsbestand, insbesondere auch in der Inneren Stadt [sic]“ angemahnt wird (Halle ISEK 

2017: 118). 

Die Expert*innen aus der Hallenser Stadtplanung kritisieren jedoch, dass darüber hinaus keine detail-

lierte Auseinandersetzung mit der Segregationsthematik in der Verwaltung stattfindet. Gründe hier-

für werden zum einen in der politischen Erfolgslogik gesehen, da die Segregationsthematik ein Prob-

lem darstellt, für das es „keine einfache Lösung“ gibt (Stadtplanung 15.12.2020). Zum anderen wird 

auch die politische Aneignung des Themas durch die AfD genannt (Stadtplanung, 15. und 14.12.2020), 

wodurch der Begriff zu sehr in den Bereich ideologischer Kämpfe rückt und in der stadtpolitischen Ar-

beit nur schwer nutzbar wird. Zwei Formen der weiteren Bearbeitung der Thematik lassen sich jedoch 

beobachten. Erstens die Beauftragung wissenschaftlicher Expert*innen mit Monitorings, wodurch 

weiterhin lokalspezifisches Wissen zur Thematik generiert wird. 

Zweitens versucht die Stadtverwaltung die damit zusammenhängenden Probleme unter Auslassung 

der negativ aufgeladenen Schlüsselbegriffe anzugehen: 

„Ich möchte nicht unbedingt vermitteln: ‚Oh, Halle-Neustadt ist das Extreme. Halle-Neustadt 
braucht extra Projekte oder extra Angebote, weil es ein Schwerpunkt ist.‘ Der Begriff Schwerpunkt 
assoziiert oft was Negatives und das wollen wir vermeiden. Deswegen gehen wir in der Argumen-

                                                                    

19 https://dreesch-schwerin.de/campus-am-turm/ 
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tation etwas anders damit um. […] Wir machen eine Bedarfsanalyse, dann gehen wir in die Ziel-
stellung rein und dann geht es in die Maßnahmen.“ (Dienstleistungszentrum Integration 
21.12.2020) 

Eine ganze Reihe von sozialfürsorgerisch begleitenden Projekten und Maßnahmen wurden ähnlich 

wie im Schweriner Mueßer Holz mit Mitteln des Landes, des Bundes sowie der EU im Quartier etab-

liert. Viele Beratungsangebote und Unterstützungsprojekte konnten über Integrationsmittel und das 

Programm Soziale Stadt im Stadtteil platziert werden. Weitere Maßnahmen bilden der Umzug weite-

rer Teile der städtischen Verwaltung in das Quartier, die Einrichtung eines Bildungszentrums im Quar-

tier mit Fördermitteln und gemeinsam mit dem Hallenser Fraunhofer Institut.20 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Segregationsthematik und die Forschungen dazu in bei-

den Städten für die Arbeit der Verwaltungen eine, wenn auch sehr unterschiedliche Rolle spielen. Die 

Form der Thematisierung und Bearbeitung hängt maßgeblich von den lokalpolitischen Konstellatio-

nen ab. 

Segregation wird in den Städten in unterschiedlicher Form in den Verwaltungen problematisiert. In 

Schwerin erfolgte mit der Publikation der Studie des WZB eine offensive Problematisierung der Ent-

wicklungen, zum Teil in einem alarmierenden Tonfall. Dabei handelte es sich im Großen und Ganzen 

um die Übernahme des Begriffs als Schlagwort in den Verwaltungsdiskurs mit dem Ziel, Aufmerksam-

keitsmomente zu generieren, städtisches Handeln zu legitimieren und neue Möglichkeitsfenster dafür 

zu öffnen. In Halle hat sich aufgrund lokalpolitischer Konstellationen eine eher vorsichtige und norma-

lisierende Problemformulierung etabliert. Eine dezidierte Darstellung des Problems erfolgt über wis-

senschaftliche Studien und Monitorings im städtischen Auftrag. Verwaltungsakteur*innen in beiden 

Städten versuchen mit sozialfürsorgerischen Maßnahmen und verschiedenen Mischungsstrategien 

die sozialräumlichen Effekte der Segregation in den Quartieren aufzufangen. Dabei eröffnet ihnen 

wiederum die Konzentration Eingewanderter in den Quartieren den Zugriff auf neue Ressourcen und 

Handlungsmöglichkeiten. Doch in beiden Städten erfolgen nur eine sehr begrenzte Auseinanderset-

zung mit den unterschiedlichen Argumenten der wissenschaftlichen Diskussion und keine strategi-

sche Bearbeitung der Entwicklungen auf gesamtstädtischer Ebene.  

                                                                    

20 Daneben bestehen in beiden Städten Wohnungsbaupläne zur Diversifizierung der Wohnformen und der Be-
wohnerschaft.  
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Infokasten 3: Wohnen und ‚soziale Mischung‘ als Themen in den kommuna-
len Integrationskonzepten? 

Leoni Keskinkilic  

Das Themenfeld Wohnen wird in den Integrationskonzepten von Halle, Cottbus und Schwerin als eigenständi-

ges Handlungsfeld aufgegriffen. Die kommunale Unterbringung von Geflüchteten bildet in den Dokumenten, 

die nach 2015 erschienen, zumeist den Schwerpunkt. In den drei Kommunen erfolgt die Unterbringung der 

Geflüchteten vorübergehend in Gemeinschaftsunterkünften, anschließend dezentral in Wohnungen (z.B. 

Halle: „Integrationswohnungen“; Cottbus: „Übergangswohnungen“). Zur Unterbringung in Wohnungen haben 

die Städte Wohnungskontingente überwiegend bei städtischen Wohnungsunternehmen angemietet. Ein we-

sentlicher Teil davon liegt aufgrund von Leerstand in häufig am Stadtrand gelegenen Großwohnsiedlungen, 

wie in Halle-Neustadt und Schwerin-Mueßer Holz/Neu Zippendorf. Etwas anders ist die Situation in Cottbus, 

wo aufgrund des hohen kommunalen Bestands von Wohnraum in der gesamten Stadt, eine gleichmäßigere 

Verteilung der Ankommenden erfolgen konnte. Neben der staatlichen Unterbringung halten die Kommunen 

in den Dokumenten außerdem einen erhöhten Zuzug von Geflüchteten, die selbstständig auf Wohnungssuche 

sind, in diese Stadtrandgebiete fest (vgl. u. a. Schwerin Integrationskonzept 2018, 13f.).  

Im Zuge dieser Entwicklung beschreiben die Städte in den integrationsspezifischen Dokumenten verschiedene 

Maßnahmen, um wohnumfeldnahe Beratungsstrukturen zu gewährleisten und in wohnraumbezogenen Be-

darfen zu unterstützen: In den betreffenden Stadtteilen richtete beispielsweise die Stadt Cottbus eine „unter-

bringungsnahe Migrationssozialarbeit“ ein (Cottbus Wirkungsbericht Migrationssozialarbeit 2020) und Schwe-

rin eröffnete ein „Flüchtlingsbetreuungsbüro“, das u. a. dabei unterstützt Geflüchtete in private Mietverhält-

nisse zu vermitteln (vgl. Schwerin Integrationskonzept 2018: 13 und 2022: 10ff.). Diese Beratung können bisher 

aber nur Geflüchtete in Anspruch nehmen, die Schwerin zugewiesen werden, nicht jene, die selbstständig nach 

Schwerin ziehen und auf Wohnungssuche sind. Aufgrund der steigenden Schwierigkeit Wohnungen zu finden, 

wird im Integrationskonzept 2018 der Bedarf an einer Ausweitung der Beratungsleistungen gesehen (ebd.: 13). 

Aus den integrationsspezifischen Dokumenten in Halle geht wiederum hervor, dass Geflüchtete nach Beendi-

gung der kommunalen Unterbringung in einer „Integrationswohnung“, in der Regel in derselben Wohnung ver-

bleiben und ein privatrechtliches Mietverhältnis eingehen können. Die Stadt Halle definiert in ihren Dokumen-

ten die Öffnung des Wohnungsmarktes für Geflüchtete dezidiert als Teil der „Willkommenskultur“ und „ge-

samtgesellschaftliche Aufgabe“ (vgl. Halle Wohnungspolitisches Konzept 2018: 17f.). Um dieser Aufgabe nach-

zukommen, richtete die Stadt 2015 im Dienstleistungszentrum Migration und Integration21  auch ein Team für 

die Unterstützung und Organisation von Umzügen ein (ebd.).  

Neben Maßnahmen zur Öffnung von Wohnungsmarktzugängen behandeln Schwerin, Halle und Cottbus im 

Handlungsfeld Wohnen noch weitere Themen. Einen zentralen Stellenwert nimmt das Thema „soziale Mi-

schung“ und die räumliche Verteilung von Geflüchteten im Stadtgebiet ein: Alle drei Städte stellen fest, dass 

Geflüchtete verstärkt in einzelne Stadtteile ziehen, und formulieren, „soziale Segregation“ in der Stadt verhin-

dern zu wollen. Die Stadt Cottbus beschreibt in ihrem Integrationskonzept angesichts der besonderen Benach-

teiligungen von Geflüchteten auf dem Wohnungsmarkt etwa die Notwendigkeit des Ausbaus „sozial verträgli-

cher Wohnungsangebote“ durch die kommunale Wohnungspolitik sowie lebensweltnaher Beratungs- und Be-

teiligungsstrukturen, um die Teilhabechancen von Eingewanderten zu stärken (Cottbus 2019c). Ähnlich formu-

lieren die Städte Halle und Schwerin in ihren integrationsspezifischen Dokumenten die notwendige Öffnung 

der Wohnungsmärkte sowie den Ausbau von Infrastrukturangeboten. Beide Städte problematisieren die 
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Wohnsitznahme von Geflüchteten in einzelnen Stadtteilen mit Verweis auf bestehende und sich verschärfende 

„Segregationstendenzen“ in den Städten (Halle Integrationsleitbild 2006: 23; Halle Stadtentwicklungsbericht 

2020: 39; Schwerin Integrationskonzept 2018: 13 und 2022: 12). Sie rücken die Perspektive in den Vordergrund, 

dass die „räumliche Konzentration“ von Geflüchteten ein Hindernis zur „gelingenden Integration“ darstellt, Ka-

pazitätsengpässe und Benachteiligungen in lokalen (Bildungs-)Einrichtungen entstehen und der deutsche 

Spracherwerb neu eingewanderter Kinder nicht ausreichend gewährleistet ist (vgl. u. a. Halle Stadtentwick-

lungsbericht 2020: 6f.; Halle ISEK 2017: 68; Schwerin Integrationskonzept 2018: 14, 2022: 13). Um dieser Ent-

wicklung zu begegnen, plant die Stadt Schwerin als Maßnahmen etwa die gezielte Wohnungsvermittlung von 

Geflüchteten in andere Stadtteile sowie die Förderung der Mobilität „aus den entsprechenden Stadtteilen in 

die Innenstadt sowie umgekehrt (…). Das erleichtert die Inanspruchnahme von Bildungs- und Betreuungs- so-

wie kulturellen Angeboten beträchtlich“ (Schwerin Integrationskonzept 2022: 13). Die Stadt Halle (Saale) wie-

derum formuliert als Ziele, dass Innenstadtlagen preisgünstigen Wohnraum bereitstellen und Großwohnsied-

lungen für Mittelschichthaushalte attraktiver werden sollen, um den „homogenen Wohnungsbestand (zu) 

diversifizieren“ (Halle Stadtentwicklungsbericht 2020: 39). Es sollen Sanierungs- und Neubauprojekte geför-

dert, qualitativ hochwertige Angebote der Sozial-, Bildungs- und Gesundheitsinfrastruktur in den Großwohn-

siedlungen eingerichtet oder auch Beratungsangebote durch Kooperationen zwischen „Land, Stadt, Woh-

nungswirtschaft und weiteren relevanten Institutionen (z. B. Migrantenorganisationen)“ ausgebaut werden 

(Halle Wohnungspolitisches Konzept 2018: 17f.; Halle Stadtentwicklungsbericht 2020: 56f.). Die Stadt Halle 

führt dabei zum Teil sozio-ökonomische Ungleichheiten mit Argumenten über vermeintlich kulturell begrün-

dete „Isolationsprozesse“ zusammen (Halle Integrationsleitbild 2006: 23) und problematisiert „ethnische Seg-

regation“ (Halle Stadtentwicklungsbericht 2020: 7, 39, 56). Solche recht diffusen Herkunftslandbezogenen 

„Kultur“-Argumente knüpfen nicht zuletzt am defizitorientierten, assimilativen Integrationsverständnis an (s. 

Infobox 1; StadtumMig 2020), das eine Regulierung der Wohnsitznahme von Geflüchteten notwendig erschei-

nen lässt. Sowohl in Halle als auch in Schwerin wird die „gleichmäßige Verteilung“ von Geflüchteten unter dem 

Argument der „gelingenden Integration“ tendenziell zur zentralen Handlungsperspektive.  

Zusammengenommen ist aber auch hervorzuheben, dass in den integrationsspezifischen Dokumenten der 

drei Kommunen die Wohnraumversorgung und der Wohnungsmarktzugang für Geflüchtete (bzw. Personen 

mit Migrationshintergrund) als zentrales Handlungsfeld der Kommunen anerkannt wird. Einige der formulier-

ten Ziele sind höchst relevant, da sie darauf abzielen die Wahlmöglichkeiten von migrantischen Haushalten zu 

erhöhen. Andere Zielformulierungen haben dagegen das Potential, die Wahlmöglichkeiten von Personen, die 

auf dem Wohnungsmarkt bereits marginalisiert sind, weiter einzuschränken. Letzteres zeigt etwa das Beispiel 

der angestrebten Vermeidung von „ethnischer“ Konzentration und die gezielte Vermittlung in andere Stadt-

teile, um diese zu verhindern, was auch in anderen Städten beobachtet wurde (vgl. Münch 2014). Hier erscheint 

es notwendig, dass sich die kommunale Integrationsarbeit dem Handlungsfeld Wohnen stärker aus einer un-

gleichheits- und migrationssensiblen Perspektive annähert, auch um dem formulierten teilhabe- und chancen-

orientierten Integrationsbegriff gerecht zu werden. Stärker thematisiert werden könnte etwa die Entstehung 

von (neuen) „Ankunftsquartieren“, worauf die Stadt Halle (Saale) folgendermaßen eingeht: „In den Großwohn-

siedlungen sinkt die Einwohnerzahl tendenziell leicht weiter, während die Binnendifferenzierung zunimmt. Die 

sehr stark gestiegene Zuwanderung aus dem Ausland sorgt seit 2013/14 für eine Modifizierung dieser Tendenz, 

                                                                    

21 Das „Dienstleistungszentrum Migration und Integration“ ist mittlerweile umbenannt worden in „Dienstleis-

tungszentrum Integration und Demokratie“. 
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deren Ausmaß z. Z. noch nicht abzuschätzen ist. Diese Auslandszuwanderung ist räumlich stark auf alle Groß-

wohnsiedlungen als ‚Ankunftsquartiere‘ fokussiert (noch vor der Innenstadt), v. a. auf die Südliche Neustadt. 

(…)“ (Halle ISEK 2017: 60). – Anders als die Stadt Halle (Saale) es beschreibt, geht es aus migrations- und stadt-

soziologischer Perspektive in der Ankunftsquartiersdebatte jedoch nicht nur um einen demographischen Wan-

del durch Einwanderung, sondern insbesondere auch darum, dass sich in diesen Wohnquartieren letztlich auch 

Strukturen, Akteur*innen und Netzwerke etablieren oder neu entstehen, die Zugänge zu wichtigen gesell-

schaftlichen Bereichen für Neueingewanderte erleichtern (vgl. El-Kayed et al. 2020). In diesem Zusammen-

hang wird dann auch eine differenziertere Auseinandersetzung der Kommunen mit Mechanismen der „er-

zwungenen und freiwilligen Segregation“ (Häußermann 2012) notwendig. Werden solche räumlichen und 

strukturellen Dimensionen der Teilhabe im Bereich Wohnen in der kommunalen Integrationsarbeit mehr be-

rücksichtigt, hat dies das Potential, den teils fortbestehenden problem- und defizitorientierten Blick auf mig-

rantisch geprägte Stadtteile weiter in Richtung soziale, ökonomische, politische und rechtliche Ungleichheit 

sowie Mechanismen der Diskriminierung zu öffnen und den Abbau von Teilhabebarrieren stärker in den Fokus 

zu nehmen (vgl. Münch 2014; Scherr & Inan 2018; Ronneberger & Tsianos 2009b). 
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